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Tagesordnungspunkt 1a

Unterrichtung durch die Bundesregierung

Bericht über die Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft in Deutschland

BT-Drucksache 17/11200

Tagesordnungspunkt 1b

Antrag der Abgeordneten Michael Groß, Sören
Bartol, Uwe Beckmeyer, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der der SPD

Bezahlbares Wohnen in der sozialen Stadt

BT-Drucksache 17/12485

Tagesordnungspunkt 1c

Antrag der Abgeordneten Heidrun Bluhm, Ha-
lina Wawzyniak, Dr. Kirsten Tackmann, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Wohnungsnot bekämpfen - Sozialen Woh-
nungsbau neu starten und zum Kern einer
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft entwi-
ckeln

BT-Drucksache 17/12481

Vorsitzender: Ich möchte Sie recht herzlich
begrüßen zur 105. Sitzung des Ausschusses für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Wir begin-
nen mit der Anhörung. Wir haben formal zwei, de
facto drei Anhörungsgegenstände. Es geht um
eine Unterrichtung der Bundesregierung und
einen Antrag der SPD-Fraktion. Informell haben
wir das letzte Mal im Einvernehmen auch noch
den Antrag der Fraktion DIE LINKE. dazu ge-
nommen, obwohl es formell nicht mehr zeitlich
möglich war.

Als Sachverständige möchte ich ganz herzlich
begrüßen Frau Gesine Kort-Weiher vom Deut-
schen Städtetag, Herrn Dr. Christian Lieberk-
necht vom Bundesverband Deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen e.V. (GdW),
Herrn Achim Meyer auf der Heyde vom Deut-
schen Studentenwerk, Herrn Walter Rasch vom
Bundesverband Freier Immobilien- und Woh-
nungsunternehmen e.V. (BFW), Herrn Dr. Franz
Georg Rips vom Deutschen Mieterbund e.V.
(DMB), Herrn Jürgen Michael Schick vom Im-
mobilienverband Deutschland e.V. (IVD), Herrn
Dr. Joß Steinke von der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V.
(BAGFW), und Herrn Dr. Kai Warnecke von
Haus & Grund Deutschland e.V.. Seien Sie uns

herzlich willkommen! Die Sachverständigen
haben alle eine schriftliche Stellungnahme ein-
gereicht. Wenn niemand widerspricht, werden
wir wie üblich ein Wortprotokoll machen. Das
Verfahren ist auch das gleiche wie immer: Die
Abgeordneten beginnen direkt mit den Fragen,
sie fragen maximal zwei Sachverständige. Und
damit beginnen wir bereits mit den Fragen der
Abgeordneten. Wer möchte beginnen? Kollege
Götz, Sie haben das Wort!

Abg. Peter Götz (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst ein herzliches Dankeschön an die
Sachverständigen hier im Raum, auch von un-
serer Fraktion, für ihre Bereitschaft, zu woh-
nungspolitischen Themen Stellung zu beziehen.
Die öffentliche Diskussion am Wohnungsmarkt
hat ja zunehmend einen höheren Stellenwert
erhalten, als es vielleicht vor fünf oder zehn
Jahren noch der Fall war, auch vor dem Hinter-
grund einer Debatte über Wohnraummangel.
Deshalb würde mich interessieren – die Frage
geht an die IVD und auch an Haus & Grund –,
wie Sie die Wohnungsmarktlage einschätzen.
Auch vor dem Hintergrund der Debatte, dass wir
in vielen Regionen – in einigen Großstädten vor
allen Dingen, Studentenstädten – bereits über
Wohnungsnot reden. Und in welcher Form Sie
glauben, dass man dieser Entwicklung
entgegensteuern kann.

Vorsitzender: Vielen Dank! Wer möchte be-
ginnen? Bitte!

Jürgen Michael Schick (IVD e.V.): Vielen Dank,
Herr Götz! Ich glaube, wenn wir den Woh-
nungsmarkt in Deutschland anschauen, ist es
wichtig festzustellen, dass 80 Prozent der Bun-
desbürger in völlig ausgeglichenen Wohnungs-
märkten leben. 20 Prozent der Deutschen leben
in Großstädten, und auf die Großstädte bezieht
sich das Thema „Wohnungsverknappung und
Wohnungsmangel“. Aber auch in den deutschen
Großstädten ist es nicht in allen Lagen so, dass
wir über Wohnungsverknappung sprechen. Wir
sprechen über Wohnungsverknappung und
Mietpreisanstiege in den Szenelagen, in den
Zentrumslagen der deutschen Großstädte. Das
heißt, wenn wir die Gesamtbevölkerung nehmen,
leben 20 Prozent innerhalb der Großstädte. Dort
sind diese Zentrumslagen als Mikro-Milieu be-
troffen, die besonders begehrten Stadtteillagen.
Da haben wir insbesondere in den Aufwer-
tungslagen, die wir so gerne als Gentrifizie-
rungslagen bezeichnen, natürlich auch über-
proportionale Mietpreisanstiege. Die Mieten in
Deutschland sind in den letzten 20 Jahren bun-
desweit deutlich unterhalb der Inflationsrate
gestiegen. Und selbst in den TOP-10 Städten
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sind die Mieten um 13 Prozent gestiegen, in-
nerhalb von 20 Jahren. Insofern war der Preis-
verlauf dergestalt, dass die Mietpreise 15 Jahre
nach unten gegangen sind, respektive sich auf
einem niedrigen Niveau stabilisiert haben. In den
letzten Jahren, seit 2008, haben wir eine Art
Nachholeffekt gesehen, es gibt jetzt sozusagen
einen Aufholeffekt der Mietpreisentwicklung.
Wenn wir das in den Kontext der normalen
Preissteigerungsrate stellen, fällt es uns etwas
schwer, von einer Mietpreisexplosion oder von
Kostenexzessen zu sprechen, weil wir es chro-
nologisch nicht ganz nachvollziehen können. Es
handelt sich um einen Nachholeffekt. In dem
Moment, wo die Mietpreise in den Innenstadt-
lagen zum Teil angestiegen sind, springt unmit-
telbar auch der Mietwohnungsneubau wieder an.
Das ist ja das, was sie gerade brauchen, um das
Thema Wohnungsverknappung zu beseitigen.
Ich glaube, wir können der Verknappungsten-
denz, die wir heute in Innenstadtlagen haben,
nicht dadurch begegnen, dass wir den Markt
überregulieren oder gar eine Mietpreisdeckelung
einführen - sondern wir müssen uns Gedanken
machen, wie wir Neubau stimulieren können. Da
müssen wir uns, glaube ich, Gedanken machen,
wie wir beispielsweise über Flächenschließun-
gen, über eine Erhöhung im Bestand da Woh-
nungen schaffen, wo sie nachgefragt werden.
Denn keiner will diese Wohnungen heute auf der
grünen Wiese haben.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Schick! Sie
antworten einfach so, wie Sie meinen. Ob die
Frage beantwortet ist, beurteilt dann jeder ein-
zelne Abgeordnete. Herr Dr. Warnecke.

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund e.V.):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender, sehr geehrter
Herr Götz! Wir beurteilen die Lage – da kann ich
mich meinem Vorredner nur anschließen – ähn-
lich. Der Immobilienbericht zeigt es eindeutig.
Wir haben in der Fläche betrachtet in Deutsch-
land immer noch einen immensen Wohnungs-
leerstand. Wir haben in der Durchschnittsbe-
trachtung in Deutschland eine sinkende Miet-
belastungsquote. Das lässt sich im Vergleich
zum ersten Bericht feststellen. Damals lag die
Mietbelastungsquote noch um 0,5 Prozent hö-
her, als sie jetzt ausweislich des zweiten Be-
richtes ist. Sie beträgt demnach 22,5 Prozent.
Das bedeutet, die Bruttokaltmiete macht durch-
schnittlich 22,5 Prozent des verfügbaren Haus-
haltsnettoeinkommens aus. Das ist – auch im
europäischen Vergleich – ein äußerst geringer
Wert. Was den Wohnraummangel in einigen
begehrten Innenstadtlagen und auch in einigen
Universitätsstädten angeht, muss man dazu
sagen, dass es sich, was das studentische
Wohnen angeht, um einen vorübergehenden
und nicht von der Immobilienwirtschaft verur-

sachten Effekt handelt. Wir haben es damit zu
tun, dass die Kultusminister der Länder vor ei-
nigen Jahren, 1997, beschlossen haben, die
gymnasiale Oberstufe zu verkürzen. Wir haben
in den großen Bundesländern – Bayern, Baden
Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen – in den Jahren 2011 und 2012 des-
wegen doppelte Abiturjahrgänge gehabt. Dazu
kam auch noch die Aussetzung der Wehrpflicht
mit Wirkung zum 1. Juli 2011, was fast zu einer
Verdreifachung der Studentenzahlen geführt hat.
Das ist eine Welle, die wir dort jetzt haben, die
natürlich auf den studentischen Wohnungsmarkt
durchschlägt. Die dann aber letztlich vorüber
gehen wird, sodass sich das Problem – nicht für
die Studenten, die in dieser Welle studieren, aber
für die nachfolgenden Studentengenerationen –
lösen wird.

Die Lösungsvorschläge von Seiten Haus &
Grund: Es wird Sie nicht überraschen, wenn ich
sage: Mit einer Mietpreisdeckelung oder einer
Mietpreisbremse – egal auf welche Art und
Weise sie ausgestaltet sein wird –, werden Sie
nichts erreichen, sondern man wird nur das
Gegenteil erreichen. Man wird nämlich die In-
vestitionen in den Wohnungsbau weiter brem-
sen. Wir sind aber davon überzeugt, dass dort,
wo in den Quartieren Wohnungsnot oder Woh-
nungsmangel herrscht, wir tatsächlich gezielten
Wohnungsneubau brauchen. Das bedeutet, hier
müssten die Investitionen geradezu angereizt
werden, mit steuerlichen Vorteilen. Aber wer
auch wirklich gefordert ist, sind die Städte, die es
in den vergangenen Jahren versäumt haben, in
Innenstadtlagen Baugebiete auszuweisen, vor-
handene Flächen zu erschießen und zu günsti-
gen Preisen auch auf den Markt zu bringen.
Denn gerade das teure Bauland verteuert natür-
lich auch das Wohnen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Michael Groß.

Abg. Michael Groß (SPD): Vielen Dank auch an
alle, die sich hier zur Verfügung stellen. Es ist
eine interessante Zeit, es gibt viele Wendungen
zu diesem Thema in den letzten Wochen. Einige,
die hier sitzen, werden sich gewundert haben,
dass diejenigen, die bisher als verlässliche
Partner galten, plötzlich auch eine andere Mei-
nung zum Thema „Mietpreisdeckelung“ haben.
Das Thema ist ja nicht neu. Es geht einmal na-
türlich um die Frage der Exzesse. Also um die so
genannten – jetzt auch wieder ein neues deut-
sches Wort – Hot-Spot-Märkte. Aber es geht
auch darum: Können sich Menschen im Rahmen
der Daseinsvorsorge Wohnen erlauben? Es geht
insgesamt um die Kosten des Wohnens, und hier
sind nicht nur die Hot-Spot-Märkte betroffen.
Sondern insgesamt in Deutschland ist die Frage
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zu stellen: Wie sieht es aus, wieviel des zur
Verfügung stehenden Einkommens muss für das
Wohnen ausgegeben werden?

Meine erste Frage richtet sich an Herrn Dr.
Steinke für die Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege. Die Frage ist: Wie
würden Sie die allgemeinen Entwicklungen, die
im Immobilienbericht aufgezeichnet sind, beur-
teilen, also die Szenarien?

Die zweite Frage richte ich auch an Sie: Wie lässt
sich Ihrer Auffassung nach die soziale Ent-
mischung, die Segregation in Deutschland ver-
hindern? Herzlichen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollege Groß! Herr
Dr. Steinke!

Dr. Joß Steinke (BAGFW e.V.): Herzlichen
Dank für die Frage! Danke auch für die Einla-
dung! Wir sind als Bundesarbeitsgemeinschaft
der Freien Wohlfahrtspflege nicht unbedingt
Stammgast hier. Deswegen erlauben Sie mir,
noch einen Satz zu sagen. Hinter der Bundes-
arbeitsgemeinschaft verbergen sich die sechs
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege,
1,4 Millionen Beschäftigte und 3 Millionen sozial
Engagierte, die sich im sozialen Bereich für die
Belange von Bürgerinnen und Bürgern, insbe-
sondere mit Benachteiligung vielfältiger Art,
einsetzen. Und das ist auch der Fokus und der
Blick, den wir an Mietmärkte, an die Immobi-
lienentwicklung anlegen. Vor diesem Hinter-
grund haben wir auch eine andere Wahrneh-
mung als meine beiden Vorredner eben. Wir
würden auch nicht den Begriff wählen, dass sich
die Entwicklung, die ja in dem vorliegenden
Bericht angesprochen wird, nur in Szenevierteln
abspielt. Sie ist viel breiter angelegt. Wir sehen –
und das sagen uns unsere Kolleginnen und
Kollegen vor Ort –, dass der Zugang zu be-
zahlbarem Wohnraum für immer mehr Men-
schen immer schwieriger wird, und dass sich
reiche und arme Stadtviertel immer stärker
herauskristallisieren. Steigende Preise für Mie-
ten und Energie sind hier nur die eine Seite.
Sinkende Einkommen im Verhältnis zum Bedarf,
zunehmende Ungleichheit und Tendenzen ver-
festigter Armut sind eben die andere Seite. Das
sei nur am Rande erwähnt.

Vor diesem Hintergrund machen sich die Ver-
bände, die bei uns zusammengeschlossen sind,
eben Sorgen um das Phänomen zunehmender
sozialer Segregation. Was ja zum Teil auch in
dem vorliegenden Bericht anklingt, aber noch
deutlicher auch im vierten Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung, die sich auch
Sorgen macht um dieses Problem. Das heißt,
immer mehr Menschen müssen aufgrund der

steigenden Wohnkosten in benachteiligte Ge-
biete ziehen, die wiederum immer stärker von
Abwärtsmobilität gekennzeichnet sind. Das hat
Folgen. Wir wissen, dass den Kindern, die in
benachteiligten Stadtteilen aufwachsen, Spiel-
und Entfaltungsorte fehlen, was ihre Entwicklung
benachteiligt. Wir wissen, dass kognitive Kom-
petenzen in diesen Gebieten geringer ausge-
prägt sind. Schulabbrüche sind häufiger und
Bildungsabschlüsse seltener. Es ist belegt, dass
ein Wohnort in einem benachteiligten Viertel
auch negative Auswirkungen unter anderen auf
abweichendes Verhalten hat. Kriminalität steigt,
damit sinkt auch das Vertrauen insgesamt.
Letztlich sind alle benachteiligt, alle gesell-
schaftlichen Gruppen, weil der gesellschaftliche
Zusammenhalt gefährdet ist. Stigmatisierungs-
effekte benachteiligen die Personen, die in die-
sen Gebieten leben, ebenfalls. Gesundheitliche
Einschränkungen sind ebenfalls wissenschaft-
lich belegt. Besonders betroffen sind hier im
Übrigen noch Menschen mit Migrationshinter-
grund, von denen wir Integration erwarten,
während wir sie räumlich ausgrenzen. Insgesamt
verringert das die Startchancen für Kinder und
Jugendliche, die in diesen Gebieten aufwach-
sen, deutlich. Wir fragen uns, wie das zu dem im
vierten Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung großgeschriebenen Ziel passt,
Chancengleichheit für alle sicherzustellen. Man
kann auch fragen, wie das zu Anwerbestrategien
der Bundesregierung passt. Irgendwo müssen
wir ja auch bezahlbaren Wohnraum für die an-
geworbenen Fachkräfte schaffen. Das zur ersten
Frage.

Die zweite Frage ist ja: Wie lässt sich das ver-
hindern? Natürlich muss es einen Maßnah-
menmix geben, das ist ganz klar. Er kann sich
nicht allein auf den Wohnraum beziehen. Aber zu
einer Daseinsvorsorge vor Ort gehört auch, dass
bezahlbarer Wohnraum sichergestellt wird. Ich
würde gerne ein paar Punkte kurz ansprechen
und ansonsten auf unsere Stellungnahme ver-
weisen. Also, wir brauchen mehr Maßnahmen
zur Förderung und Sicherung von bezahlbarem
Wohnraum. Dazu gehört auch eine dauerhafte
Unterstützung durch den Bund. Wir müssen
Klimaschutz besser absichern. Da stehen die 11
Prozent Umlage – aus unserer Sicht zu Recht –
zur Debatte. Darüber hinaus geben wir auch zu
bedenken, dass Mieterhöhungen aufgrund von
energetischer Sanierung für Grundsicherungs-
empfänger auch dazu führen können, dass sie
zum Umzug gezwungen werden. Wobei hier
nämlich von den Job-Centern die möglichen
Energieeinsparungen unberücksichtigt bleiben.
Wir würden gerne auf das Programm „Soziale
Stadt“ verweisen. Das tut die Bundesregierung
auch, unter anderem im Vierten Armuts- und
Reichtumsbericht stellt sie dieses Programm
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sehr stark heraus. Deswegen sind wir dafür, die
Einsparungen, die sie ja vorgenommen hat,
wieder zurückzunehmen, das Programm wieder
auf sozial-integrative Projekte auszuweiten und
hier auch viel stärker als bisher einen integrati-
ven und ressortübergreifenden Ansatz zu ver-
folgen. Und wir würden auch den Fokus auf
Veränderungen in den Transfersystemen legen,
um Segregation zu verhindern. Die Anpassung
der Regelbedarfe in der Grundsicherung kommt
mit den Strompreisanstiegen nicht mit. Heiz-
kosten steigen ebenfalls, da wackeln die An-
gemessenheitsgrenzen der Kommunen deutlich.
Da werden auch in Zukunft mit Sicherheit noch
mehr Prozesse verloren werden. Wir haben auch
die Menschen mit Behinderung im Blick. Auch da
haben wir einige Forderungen, aber angesichts
der Zeit, würde ich jetzt einfach auf unsere
Stellungnahme verweisen. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Vielleicht zur Er-
läuterung für die Sachverständigen. Sie werden
ja von den Abgeordneten gefragt. Die Abge-
ordneten können einen oder zwei Sachverstän-
digen fragen. Wenn nur ein Sachverständiger
gefragt wird, hat er natürlich etwas mehr Zeit
zum Antworten, als wenn zwei Sachverständige
gefragt werden. Die Richtlinie ist maximal 3 bis 4
Minuten, und 6 bis 7 Minuten, wenn jemand
allein gefragt worden ist. Als nächstes der Kol-
lege Körber!

Abg. Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Ich hätte, glaube ich, die
passende Antwort auf Ihre Ausführungen, Herr
Steinke, weil eigentlich meiner Einschätzung
nach der beste Mieterschutz der ist, dass man
ausreichend bezahlbaren Wohnraum hat. Da
geht es – Herr Kollege Groß – glaube ich nicht
nur um Hot-Spots, sondern da geht es um Uni-
versitätsstädte und um Ballungsräume insge-
samt. Wir haben gerade schon gehört, dass der
Mietmarkt insgesamt in Deutschland relativ
ausgeglichen ist. Deshalb müssen wir uns darauf
konzentrieren, diesen Neubau anzureizen.
Deshalb hätte ich hier die Frage an Herrn Schick
und an Herrn Rasch, jetzt gerade unter dem
Aspekt des Zensus. Der hat zum Beispiel bei mir
zu Hause in der Region 5,4 Prozent Leerstand
offengelegt, in Oberfranken, im Nord-Osten
Bayerns. Der Finanzsenator in Berlin hat vor-
geschlagen, die Grundstückspreise zu erhöhen.
Das ist ja vielleicht auch etwas. Da würde ich
einfach gerne mal hören: Wie sehen Sie da auch
gerade den Aspekt der Rendite in Ballungsräu-
men und im ländlichen Raum im Unterschied?
Wie wirkt sich dann ganz konkret eine Regulie-
rung, wie etwa eine Mietpreisbremse, auf die
Investitionen aus, gerade für den dringend er-
forderlichen Neubau? Wir wollen energieeffizi-
ente Gebäude, mehr Barrierefreiheit, da sind wir

uns glaube ich alle hier im Raum einig. Wie
positionieren Sie sich dazu?

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Körber! Herr
Rasch!

Walter Rasch (BFW e.V.): Vielen Dank für die
nette Einladung! Es läuft ja auf die Kernfrage
hinaus: Wie können wir wieder Wohnungsneu-
bau aktivieren und anreizen, vor allem in den
angespannten Lagen? Da stellt man sich zu-
nächst einmal die Frage: Warum wird denn so
wenig gebaut? Warum wird eigentlich zu wenig
Mietwohnungsneubau gebaut? Unsere Unter-
nehmen sind ja sehr interessiert zu bauen, wenn
sie die Chance hätten, die Objekte auch zu den
Mieten zu vermieten, die die Kosten letztendlich
widerspiegeln. Das heißt, wenn Sie Mieten
senken wollen, müssen Sie zwei Dinge tun: Sie
müssen erst mal bauen, und zweitens müssen
Sie die Kosten senken und nicht erhöhen. Das
Problem ist natürlich: Gerade hat der Mikro-
zensus neue Zahlen der Bevölkerung auf den
Tisch gebracht mit dem Ergebnis, dass Länder
wie Berlin zurückzahlen müssen oder zusätzlich
zahlen müssen. Und was ist die Reaktion? Man
überlegt, ob man die Grundstückspreise erhöht.

Wenn ich die Kosten auf der Erstellungsseite
erhöhe, die Grundstückspreise erhöhe, wenn ich
die Grunderwerbsteuer erhöhe, wenn ich die
Grundsteuer erhöhe und wenn ich weitere Ver-
schärfungen bei den Anforderungen an die Ge-
bäude vornehme – sei es über DIN-Normen, sei
es über die energetischen Anforderungen –,
dann steigen die Kosten. Und dann sinken die
Mieten nicht! Die Mieten sind ja Reflexe auf die
Kosten. Mieten entstehen nicht im luftleeren
Raum, sondern Sie müssten eigentlich die Kos-
ten senken. Also müsste man ein Programm
machen, wo auch nicht nur die Kosten gesenkt
werden, sondern wo auch die Verfahren verein-
facht werden, wie es zum Beispiel Hamburg zu
machen versucht. Der Erste Bürgermeister sagt
ganz klar: „Wir können die Kosten nur senken,
die Mieten nur senken, wenn wir mehr Neubau
machen“. Da müssen wir uns konzentrieren,
dass wir die Voraussetzungen schaffen, dass
mehr, schneller und zügiger gebaut wird, mit
geringeren Kosten. Dann werden wir eine Ent-
spannung bekommen auf dem Markt und werden
mehr Angebote bekommen. Es gibt den Effekt,
dass diejenigen, die in eine neue Wohnung
ziehen, auch andere Wohnungen freimachen,
sodass Sie auch eine Nachrücksituation haben
und sich damit die Versorgung langsam aber
sicher verbessert und entspannt. Wenn Sie
deckeln und eine Lösung schaffen, die bedeutet,
dass Sie die Erstmiete, wenn Sie ein Neubau-
objekt zum zweiten Mal vermieten, plötzlich an
der ortsüblichen Vergleichsmiete orientieren
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müssen und die Mieten senken müssen – unter
ihre Kostengrenze, die die Miete ja widerspiegelt
–, dann haben Sie das Problem, dass Sie Ver-
luste machen. Wenn Sie Verluste machen, baut
keiner mehr.

Und ich sage Ihnen, wenn Sie anfangen, die
Mieten zu deckeln, dann wird nicht mehr gebaut.
Denn die Kosten sind da und die Mieten sinken.
Keine Bank der Welt wird so ein Objekt finan-
zieren, weil sie sagt: Das ist ein großes Risiko.
Die Erstmiete stimmt noch, aber wenn zum
zweiten Mal vermietet wird oder zum dritten Mal,
muss die Miete sinken. Das funktioniert natürlich
nicht. Sie müssen sich im Klaren sein: Die Kos-
ten müssen runter. Der Staat und die Öffentliche
Hand darf nicht die Kosten erhöhen und dann
sagen: „Ihr müsst die Mieten senken“. Das kann
nicht funktionieren. Neubau stimulieren heißt
Anreize schaffen. Das heißt auch, dass Sie zum
Beispiel ein Instrument – was wir immer wieder
vorgeschlagen haben – wie die degressive Ab-
schreibung einführen oder die erhöhte AfA ein-
führen, damit die Unternehmen mehr Liquidität
haben, damit die Mieten deutlich nach unten
gehen und die Kosten gesenkt werden. Das ist
das Modell. Dafür werben wir. Unsere Unter-
nehmen würden bauen, sie bauen gerne. Wo
findet denn Neubau statt? Doch faktisch nur im
Bereich der Eigentumsmaßnahmen. Weil da in
ganz bestimmten Quartieren die Bürger bereit
sind, die Kosten zu tragen, nämlich einen hohen
Kaufpreis zu zahlen. In allen anderen Bereichen
funktioniert es leider eben nicht. Deswegen – ich
wiederhole mich – Kosten runter! Der Staat darf
nicht die Kosten erhöhen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Rasch! Als
nächstes Herr Schick.

Jürgen Michael Schick (IVD e.V.): Ich glaube,
dass den besten Schutz vor steigenden Mieten
eine ausreichende Versorgung an Wohnungen
darstellt. Und deswegen muss doch unser
Blickpunkt eine ausreichende Wohnraumver-
sorgung, gerade in den angespannten Stadttei-
len, sein. Da müssen wir uns überlegen, wie wir
ein Umfeld schaffen, dass die, die eine Wohnung
suchen, auch eine finden können. Demjenigen,
der eine Wohnung sucht und keine findet, ist
nicht damit geholfen, wenn die Miete mögli-
cherweise künstlich niedrig gehalten wird. Son-
dern wir müssen dafür sorgen, dass er eine
Wohnung finden kann. Ich glaube, das ist der
zentrale Aspekt. Deswegen müssen wir uns über
die Infrastruktur Gedanken machen. Wenn ich
mir die Neubauzahlen in der Bundeshauptstadt
Berlin anschaue: Hier sind im Jahr 2011 4.700
Wohnungen gebaut worden. In diesem Jahr
werden es wahrscheinlich doppelt so viele sein.
Es wird Sie erstaunen, dass 97 Prozent aller

Wohnungen von privaten Bauherren errichtet
worden sind. Die Fokussierung auf die Öffentli-
che Hand, auf Wohnungsbaugesellschaften ist
mit Sicherheit interessant, und sie ist im Politik-
betrieb und im medialen Betrieb auch ein typi-
scher Reflex. Aber wenn 97 Prozent der
Wohnbautätigkeit durch Private stattfindet, ist die
Frage essenziell: Wann wird gebaut? Wenn es
sich rentiert. Die Wohnungsbaugesellschaften
haben exakt 179 Wohnungen gebaut. Ich glau-
be, dass wir uns über den zentralen Aspekt – wie
schaffen wir eine gesunde Infrastruktur und
damit auch einen vernünftigen Mieterschutz –
mehr Gedanken machen müssen. Über die
Kosten der Bauerstellung und die Erwerbsne-
benkosten hat Herr Rasch gute Ausführungen
gemacht. Ich hätte die Befürchtung, wenn wir
eine Mietpreisdeckelung bekommen, dass wir
das haben werden, was der Berliner aus den
1980er Jahren schon kennt. Da hatten wir auch
eine Mietpreisdeckelung. Und für das abge-
wetzte Sofa und den alten Lampenschirm
musste man dann 20.000 D-Mark bezahlen, nur
um diesen Mietvertrag zu bekommen bei Neu-
vermietung. Das heißt, die Miete war der Höhe
nach begrenzt, aber ich musste eine Ab-
schlagszahlung dafür leisten, um diese Woh-
nung – weil es eben Wohnungsknappheit gab –
zu erhalten. Ich glaube, dass diese Art von
Mietendeckelung am Ende des Tages dem
Mieter nichts bringt, denn sie wird nur dazu
führen, dass sich das private Geld aus dem
Markt zurückzieht und eben keine neue Woh-
nung entsteht. Das ist ja das, was der Miet-
wohnungssuchende benötigt.

Ich glaube, dass wir bei einer weiteren Regulie-
rung des Marktes eine komplette Sklerose hät-
ten. Das zarte Pflänzchen Wohnungsneubau
würde mit Sicherheit sofort zum Erliegen kom-
men. Ein Rückgang der Investitionen würde doch
dazu führen, dass die Leidtragenden die Mieter
sind, eben weil sie keine ausreichenden Woh-
nungen finden. Ich glaube, dass derjenige, der
das tut, mit dem vermeintlichen Mieterschutz die
Gesellschaft spaltet. Derjenige, der in den ei-
genen vier Wänden wohnt, muss sich dann keine
Sorgen über steigende Mieten machen. Derje-
nige, der eine Mietwohnung sucht, aber keine
findet, der ist nachher der Leidtragende einer
Politik, die Investitionen verhindert. Ich glaube,
das ist nachher die Wirklichkeit, auf die wir zu-
steuern. Und die Bauträger, Herr Rasch, die
werden nachher eben Eigentumswohnungen
bauen und keine Mietwohnungen. Dahin wird der
Reflex gehen. Deswegen können wir jetzt nur
sagen: Passen Sie auf, was diese Diskussion
schon jetzt mit sich bringt. Wir wissen ziemlich
sicher, dass es tausende Baugenehmigungen
gibt, die im Moment auf Halde liegen. Es gibt
eine große Zurückhaltung innerhalb der Pro-
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jektentwicklerbranche, heute neue Bauprojekte
anzugehen, weil man eben nicht weiß, was
kommt in der Gesetzgebung im nächsten Jahr.
Wenn Sie sehen, dass schon die Diskussion zu
einem echten Attentismus bei den Baufertig-
stellungen führt, müssen wir sehr sorgsam sein
mit dem, worüber wir im Moment sprechen. Denn
ich glaube, es ist ein scheues Reh. Vergessen
Sie nicht, 97 Prozent der Aktivitäten entstehen
durch die privaten Investoren. Vielen Dank!

Vorsitzender: Kollegin Bluhm!

Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Meine ers-
ten beiden Fragen in der ersten Runde würde ich
gerne an Frau Kort-Weiher vom Deutschen
Städtetag stellen. Sie haben uns interessanter-
weise ja keine Stellungnahme zu unseren ein-
gereichten Papieren zugesandt, sondern ein
eigenes Positionspapier. Insofern ist meine erste
Frage an Sie: Sie haben selbst vorgeschlagen,
dass die Modernisierungsumlage abgelöst wird
durch eine sogenannte Grundumlage. Ich würde
Sie bitten, das Modell hier zu erläutern, denn es
ist das erste Mal, dass ich einen solchen Vor-
schlag gelesen habe. Er interessiert mich natür-
lich besonders, und meine Kollegen vielleicht
auch.

Die zweite Frage, die ich an Sie habe: Wir haben
in der Vergangenheit über die soziale Stadter-
neuerung oder auch über das Programm städte-
baulicher Denkmalschutz Möglichkeiten gehabt,
auch in den Städten durch öffentliche Förderung
Mietpreisbindungen und Belegungsrechte zu
garantieren. Sehen Sie unter diesen ehemaligen
Programmen, die es heute in dieser Form ja nicht
mehr gibt, ein Modell, das man wieder anwenden
könnte, um mit öffentlicher Förderung zum Bei-
spiel für energetische Sanierung oder für alten-
und behindertengerechten Umbau auch Bele-
gungsrechte und Mietpreisbindungen, die den
Kiez vor Segregation schützen, zu erreichen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Kort-Weiher,
Sie haben das Wort.

Gesine Kort-Weiher (Deutscher Städtetag):
Frau Bluhm, zum Stichwort „Modernisierungs-
umlage“: Es gibt ja die Forderung, die Moderni-
sierungsumlage auf neun Prozent abzusenken,
vor dem Hintergrund, dass man sagt, die Miet-
preissteigerungen durch energetische Sanierung
überfordern die betroffenen Haushalte. Und weil
ich den Eindruck habe, dass dann der eine oder
andere ziemlich vereinfacht rechnet, wenn ich
neun Prozent meiner Investition pro Jahr refi-
nanziert bekomme, habe ich in 10 Jahren alles
das, was ich eingesetzt habe, wieder zurück. So
einfach sind die Dinge ja nicht: Bei der Moderni-
sierungsumlage werden zum einen nicht die

kompletten Investitionen berücksichtigt. Zum
zweiten werden die Kapitalzinsen nicht berück-
sichtigt, weshalb wir – gerade bezogen auf die
Kapitalzinsen – auf die Idee verfallen sind, zu
sagen: Im Augenblick ist das Marktzinsniveau
sehr niedrig. Da mag es berechtigt sein zu sa-
gen, dass elf Prozent vielleicht doch ein bisschen
viel sind. Aber das BGB ist ja nicht dafür da, dass
man die Vorschriften regelmäßig an das Zins-
niveau anpasst. Weswegen wir überlegt haben,
eine Grundumlage zu nehmen, die die normalen
Kosten abdeckt und dann zu definieren, welcher
Zinssatz da oben drauf kommt. Also auch ein
Referenzzinssatz, wenn der eben zwei Prozent
beträgt. Und man sagt: Die Grundumlage – das
ist jetzt geworfen, das müsste man mal durch-
rechnen – sind siebeneinhalb Prozent, dann bin
ich bei neuneinhalb Prozent. Wenn der Refe-
renzzinssatz aber dreieinhalb ist, dann bin ich
entsprechend bei zehneinhalb Prozent. Das ist
die Überlegung, einfach um eben auf die unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen am Kapital-
markt, die ja für die Wohnungswirtschaft ganz
entscheidend sind, zu reagieren.

Zweite Frage ganz kurz: Natürlich kann man
auch solche Instrumente wie das Erhaltungs-
satzungsrecht nutzen, aber eben gebietlich stark
begrenzt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Wagner,
Sie haben das Wort!

Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich freue mich, dass wir heute noch
mal eine umfassende Anhörung haben. Wir
haben als Fraktion schon sehr lange und sehr oft
in den letzten Jahren darauf hingewiesen, dass
die Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt sich
anfängt zuzuspitzen. Insofern: Wenn Sie recht
hätten mit Ihren These, dass alles ganz
schrecklich wird, wenn man das reguliert, wäre
die Situation ja gar nicht so geworden, wie sie ist
– denn es war ja bisher viel weniger reguliert.
Ganz so sicher bin ich mir da also nicht, dass Sie
recht haben. Im Gegenteil: Recht gibt uns in
unseren Annahmen das, was im Moment disku-
tiert wird – auch in der Koalition. Vielleicht mit
weniger Begeisterung bei den Liberalen, aber
die Kanzlerin hat ja ganz offensichtlich erkannt,
dass es da ein Problem gibt auf dem Woh-
nungsmarkt. Dieses Problem zu beheben, hat
unglaublich viele Facetten und viele Möglich-
keiten, an denen man ansetzen kann. Es geht
dabei natürlich um Flächenmobilisierung, Res-
sourcenmobilisierung, es geht aber natürlich
auch um die Reanimation des sozialen Woh-
nungsbaus, der ja im Grunde genommen in den
letzten Jahren – bis auf ein paar Ausnahmen-
bundesländer und Ausnahmestädte – zum Er-
liegen gekommen ist. Es geht also um ganz viele
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mögliche Stellschrauben, nicht zuletzt auch um
das Mietrecht, an dem man ansetzen kann. Da
haben Sie ja nach einer Verschlechterung jetzt
auch schon wieder Verbesserungen vor. Also an
die Adresse der Koalition gerichtet: Das ist auch
erfreulich! Wir werden uns im Einzelnen sicher-
lich in einer kommenden Wahlperiode damit zu
befassen haben, was Sie da wieder zurück-
nehmen wollen an Verschlechterungen.

Ich freue mich vor allen Dingen, dass Herr Dr.
Joß Steinke hierhergekommen ist. Denn ich
habe den Eindruck, dass eine Organisation wie
die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege bisher in dem ganzen Geschäft
um die Wohnungsversorgung zu wenig gehört
worden ist, zu wenig Raum hatte. Ich möchte von
Ihnen gerne wissen – Sie hatten ja bei einer
vorangegangenen Frage schon ein bisschen
Bezug genommen auf die Auswirkung der stän-
digen Wohnungswechsel in andere Wohnge-
biete, auf den Zugang zu Ressourcen, insbe-
sondere für Kinder – was das eigentlich für Fa-
milien bedeutet, wenn sie aus ihren Quartieren,
aus ihren Kiezen durch die Mietpreisentwicklung
de facto vertrieben werden. Dazu haben Sie ja
schon etwas gesagt. Ich hätte jetzt aber gerne
nochmal von Ihnen gewusst, wie Sie eigentlich
die kommunalen Steuerungsmöglichkeiten auf
lokalen Wohnungsmärkten einschätzen. Was
kommunal aus Ihrer Sicht auch im Hinblick auf
die Wohnraumförderung zu tun wäre, um mehr
Ressourcen zur Verfügung zu haben.

Und von Frau Kort-Weiher vom Deutschen
Städtetag möchte ich gerne im Sinne der The-
matik der Flächenmobilisierung wissen, was Sie
eigentlich zum Thema „Konversion“ sagen. Wir
haben ja in vielen deutschen Städten, auch dort,
wo es extrem angespannte Wohnungsmärkte
gibt, teilweise große aufgelassene Konversi-
onsareale, die seit Jahren keiner Verwertung
zugeführt werden können, weil sich die jeweilige
Stadt und die BIMA nicht über einen Preis ver-
ständigen können. Auf der anderen Seite wird
hier regelmäßig im Deutschen Bundestag von
allen Fraktionen erklärt, das wäre doch wun-
derbar, da könne man doch studentisches
Wohnen realisieren. Eines ist vollkommen klar:
Die Bodenpreise, die da aufgerufen sind, und
studentisches Wohnen – das ist die „eierlegende
Wollmilchsau“, das wird nicht funktionieren.
Deswegen möchte ich von Ihnen wissen, wie Sie
als Städtetag zum Thema „Konversion“, zum
BIMA-Gesetz und zu all diesen Fragen stehen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Steinke!

Dr. Joß Steinke (BAGFW e.V.): Herzlichen
Dank für die Frage und die Ausführungen! Wir
sehen das als genauso wichtig an. Vor allen

Dingen auch, weil wir uns für einen fach- und
ressortübergreifenden Ansatz im Quartiersma-
nagement stark machen und insofern unsere
Expertise auch vor Ort einbringen. Das läuft ja
zum Teil schon. Der Markt als „scheues Reh“:
Dieses Bild stellt sich für viele Menschen kom-
plett anders dar, die zu Auszügen und Umzügen
in Randlagen gezwungen werden. Das nur am
Rande. Dass der Bestand an bezahlbarem
Wohnraum schrumpft, ist aber nicht nur für
Menschen mit geringem Einkommen ein Prob-
lem, sondern auch für die Kommunen, die bei
steigenden Mieten höhere Ausgaben für
Wohngeld und Kosten der Unterkunft nach SGB
II stemmen müssen. Ich hatte das vorhin schon
angedeutet: Wir sehen das schon jetzt, dass
gerade auch im SGB II die Angemessenheits-
grenzen vor Ort in vielen Bereichen, in vielen
Lagen stark unter Druck geraten, was dann die
Möglichkeiten der Kommunen noch weiter ein-
schränkt, gerade im diskretionären Bereich noch
Handlungen vorzunehmen. Das heißt auf der
einen Seite, dass die Spielräume der Kommunen
bei den freiwilligen Leistungen absehbar weiter
sinken - das ist gerade der Bereich, in dem die
Kommunen noch Angebote machen können für
Sozialarbeit, Unterstützung, Beratung und Be-
fähigung der betroffenen Menschen. Das Er-
gebnis ist letztlich eine Abwärtsspirale. Das führt
uns wieder zum Ausgangspunkt, dass wir drin-
gend mit verlässlicher Unterstützung des Bundes
für eine Ausweitung des Bestandes an bezahl-
barem Wohnraum sorgen müssen. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Kort-Weiher!

Gesine Kort-Weiher (Deutscher Städtetag):
Zum Thema Konversionsflächen haben wir auch
in unserem Positionspapier Stellung genommen.
Wir sehen natürlich, dass ein Hindernis für
Wohnungsbau fehlende Flächen sind. Da müs-
sen die Städte selber sehen, dass sie entspre-
chende Bauflächen bereitstellen und auch dafür
sorgen, dass ein Teil dieser Flächen für preis-
werten, sprich geförderten Wohnungsbau ge-
nutzt wird. Wir haben aber die Forderung auch
deshalb aufgenommen, weil viele der von
Wohnungsnot betroffenen Städte tatsächlich
über militärische Konversionsflächen verfügen.
Auch der Bund muss einen Beitrag leisten, in-
dem er sich bewegt und diese Flächen, wenn die
Städte sie für Wohnungsbau benötigen, zu fi-
nanziell adäquaten Konditionen an die Städte
abgibt.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Vogel!

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebe Sachverständige. Ich habe
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eine Frage an Herrn Schick und an Herrn Dr.
Warnecke. Den Fokus unserer Anhörung hatten
wir bisher auf den Wohnungsmangel in den
Ballungszentren gelegt. Das ist natürlich auch
richtig, weil das zu großen sozialen Problemen
führen kann, die wir vermeiden müssen.
Nichtsdestotrotz bin ich der Auffassung, dass der
Wohnungsmarkt in Deutschland nicht homogen
ist, sondern höchst unterschiedlich. Das zeigt
sich ja auch deutlich darin, dass wir die Stadt-
umbauprogramme Ost und West aufgelegt ha-
ben, die nach wie vor sehr stark nachgefragt
werden. Deswegen meine Frage an die beiden
Sachverständigen: Wenn wir über die Situation
in ländlichen Räumen sprechen, wenn wir über
die Situation in Regionen sprechen, in denen wir
einen großen Leerstand haben, wenn wir über
Regionen sprechen, wo die Mieteinnahmen nicht
ausreichend sind, um notwendige Sanierungs-
und auch Modernisierungs-Investitionen und den
Neubau zu finanzieren: Wie sehen Sie das im
Lichte der staatlichen Maßnahmen im Mietrecht?
Darüber hatten wir teilweise schon gesprochen,
Kollege Körber hat es angesprochen. Aber auch
in den Bereichen des Ordnungsrechtes, des
Baurechtes, des Planungsrechtes und auch des
Steuerrechtes: Sind da auch die berechtigten
Anliegen der Hauseigentümer und der potenzi-
ellen Investoren in ländlichen Regionen, wo ja
Wohnraumüberschuss herrscht, entsprechend
berücksichtigt? Oder muss hier differenziert
nachgesteuert und beiden Belangen Rechnung
getragen werden? Das wäre meine Frage.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Schick!

Jürgen Michael Schick (IVD e.V.): Ich glaube,
wichtig ist festzustellen, dass wir in den struk-
turschwachen Gebieten, in den Flächenländern,
in den Abwanderungsregionen einen völlig an-
deren Immobilienmarkt haben als den, auf den
sich der Blickwinkel immer bezieht. Das
Schanzenviertel in Hamburg, der Prenzlauer
Berg oder Neukölln, Kreuzberg in Berlin – das
sind Mikrokosmen, über die wir sprechen. Da-
rüber müssen wir uns in der Tat unterhalten und
darüber will auch gar keiner hinweggehen, aber
deswegen ist es gut, dass man sich sozusagen
einmal auf diese Flächengebiete bezieht und
eingangs bemerkt: Das betrifft ja nicht nur die
Neuen Bundesländer, das betrifft nicht nur
Nordrhein-Westfalen, sondern ganz viele Be-
reiche in Schleswig-Holstein, in Niedersachsen,
in Nordbayern, weitere Bereiche in Baden-
Württemberg, überall da, wo wir Abwande-
rungsregionen haben und wo wir einen sukzes-
siven Werteverzehr, durchaus heute schon einen
Werteverlust haben. In großen Bereichen lassen
sich private wie öffentliche Bestände kaum
kostendeckend bewirtschaften. Viele private
Hauseigentümer machen mit diesen Beständen

heute schon Verluste. Das heißt, es gibt eigent-
lich gar keine Gewinnerzielung in den soge-
nannten Abwanderungsregionen. Und da ist
insbesondere das Thema energetische Sanie-
rung – und da gibt es ja teilweise noch Potenziale
–, da sind die Kosten des Bauens ein großes
Hindernis. In dem Moment, wo wir Energieein-
sparpotenziale umzusetzen und die Klima-
schutzziele der Bundesregierung über Auflagen
im Bauen zu erfüllen versuchen, wird uns das in
den preiselastischen Märkten gelingen – in den
strukturschwachen Gebieten wird es nicht ge-
lingen. Da würden wir als Mahner deutlich raten,
nicht mit stärkeren Klimaschutzzielen das Kind
komplett mit dem Bade auszuschütten, denn hier
sehen wir, dass das nicht mehr kostendeckend
zu erwirtschaften ist. Was das Thema Rückbau
angeht – ich weiß nicht, ob das Ihre Frage ist: Ich
glaube, das ist mittlerweile ein gesamtdeutsches
Problem.

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Nein, das war
nur ein Beispiel für die Unterschiedlichkeit des
Wohnungsmarktes.

Jürgen Michael Schick (IVD e.V.): Was in allen
Bereichen der deutschen Flächenländer gilt –
und ich glaube, auch das ist nochmal ein wich-
tiger Beitrag zur Versachlichung der Diskussion
–, ist dass die nominalen Mieten sich kaum
verändert haben über die letzten 20 Jahre. Infla-
tionsbereinigt aber liegen die Mietenbelastun-
gen, was die Nettokaltmiete angeht, zwischen 70
und 80 Prozent dessen, was die Deutschen vor
20 Jahren bezahlt haben. Überproportional
steigen da, wo die Mieten gering sind, natürlich
die Wohnnebenkosten. Die sind zum Teil deut-
lich durch die Decke geschossen. Wenn Sie im
gleichen Zeitraum bei den Betriebskosten
Wachstumsraten von 20, 30 Prozent hatten –
beispielsweise bei Heizung und Strom, da gibt es
ja auch eine ganz hohe politische Mitverant-
wortung für die Preisgestaltung mit Preisan-
stiegen von 140 Prozent –, dann betrifft das
natürlich einen Mieter in einer strukturschwachen
Region deutlich mehr. Zum Schluss ein Satz zu
den Wohnkostenverhältnissen: Der Anteil der
Nettokaltmiete an den Wohnkosten ist, wie ge-
sagt, unterhalb der Inflationsrate gestiegen. Die
zweite Miete, die kalten und vor allem die war-
men Betriebskosten, sind deutlich stärker ge-
stiegen. Der Wohnkostenanteil liegt in den
strukturschwachen Gebieten im Durchschnitt
unterhalb von 20 Prozent, in den Großstädten
und in den Teilgruppen der kleinen Haushalte
natürlich proportional höher. Aber im Flächen-
bereich ist der Wohnkostenanteil im Verhältnis
zu den verfügbaren Haushaltseinkommen un-
terhalb von 20 Prozent.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Warnecke!
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Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund e.V.):
Vielen Dank Herr Vorsitzender, sehr geehrter
Herr Vogel! In der Tat, Sie sprechen dort etwas
an – man redet bei Armut und Reichtum ja von
einer Schere, die auseinandergeht. Und das ist
genau das, was wir bei der Wohnraumversor-
gung und der Entwicklung von ländlichen Be-
reichen und den Stadtzentren derzeit auch be-
trachten müssen. Dass Sie den ländlichen Raum
ansprechen, ist besonders wichtig, denn letztlich
ist der ländliche Raum Vorreiter für das, was wir
fast flächendeckend spätestens ab dem Jahr
2025 – und das ist nur noch knapp elfeinhalb
Jahre entfernt – auch in den jetzt noch scheinbar
prosperierenden Bereichen haben werden. Wir
haben jetzt in den Stadtzentren, wo es zu er-
höhter Wohnraumnachfrage kommt, das Ganze
als Ergebnis der Eurokrise. Wir haben das als
Ergebnis des veränderten gesellschaftlichen
Bedürfnisses, auch nach der Arbeit in der Stadt
zu leben. Aber ab 2025 wird nicht nur die Zahl
der Haushalte sinken, es wird damit auch dra-
matisch die Nachfrage nach Wohnraum sinken –
darauf müssen wir uns einstellen. Für die länd-
lichen Räume bedeutet das bereits jetzt, dass wir
uns Gedanken machen müssen über die Infra-
struktur, die die Kommunen bereitstellen. Wir
müssen uns Rückbaupläne überlegen. Die Inf-
rastruktur wird über Kommunalabgaben von den
Eigentümern, letztlich auch über Mieten finan-
ziert. Das wird in der Masse und in der Qualität,
wie wir das in Deutschland gewohnt sind, spä-
testens ab 2025 flächendeckend nicht mehr
möglich sein. Wir müssen auch an das Ord-
nungsrecht denken, das in praktisch sämtliche
wichtigen Bereiche des Wohnens eingreift.

Stichwort energetische Modernisierung: Wenn
bereits jetzt absehbar ist, dass „Oma ihr klein
Häuschen“ vererbt wird in einer Region, in der es
kaum noch Menschen gibt, wo die Erben definitiv
nicht mehr hinziehen werden, weil sie dort keine
Arbeit haben, dann dürfen dort keine energeti-
schen Modernisierungsauflagen gemacht wer-
den, weil die Witwe, die darin wohnt, das über-
haupt nicht mehr tragen kann und es nicht zu-
kunftssicher wäre. Das gilt für sämtliche ord-
nungspolitischen Vorgaben, die dort gemacht
werden im Hinblick auf den ländlichen Raum.
Dazu kommt dann, dass wir das Ganze mög-
lichst politisch fördern sollten, den Rückbau
fördern sollten. Insofern unterstützen wir von
Seiten Haus & Grund den Stadtumbau, das ist
ein richtiger Weg, der Stadtumbau West insbe-
sondere. Und auch das sogenannte Zentren-
programm, das heißt die Rückbesinnung auf die
Innenstadtbereiche, gemeint eben auch auf
Kernbereiche oder regionale Zentren in länd-
lichen Räumen. Das ist der richtige Weg, um
Infrastruktur, Immobilien, Wohnraum zu bündeln
und die finanzielle Leistungsfähigkeit, die wir

noch haben, dort zusammen zu führen und damit
zukunftssicher zu gestalten. Vielen Dank!

Abg. Volkmar Vogel (CDU/CSU): Herr Vorsit-
zender, eine Frage: Gehen noch zwei Sätze zum
Steuerrecht?

Vorsitzender: Wenn Herr Dr. Warnecke zwei
kurze Sätze zum Steuerrecht schafft.

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund e.V.): Es
gab einen Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur steuerrechtlichen Förderung der energeti-
schen Modernisierung. Den könnte man natür-
lich auch anwenden auf andere politische Ziele,
wie zum Beispiel die Förderung von Wohnraum
dort, wo er tatsächlich notwendig ist. Das wäre
eine gesetzliche Förderung entsprechend § 82 a
der Einkommenssteuerdurchführungsverord-
nung, wenn man das wiederbeleben würde, was
den privaten Investoren sehr helfen würde. Das
ist ja leider im Bundesrat gescheitert.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Groß!

Abg. Michael Groß (SPD): Ich will jetzt nichts
zum Steuerrecht sagen, aber es gab ja Erfah-
rungen in den neuen Bundesländern, die sehr
deutlich gezeigt haben, dass die Gießkanne
eben zu Fehlentwicklungen führt. Ich finde es
sehr schade, dass Herr Dr. Warnecke nichts zum
Thema „Soziale Stadt“ gesagt hat. Es ist, glaube
ich, eines der wichtigsten Themen, das Förder-
programm. Aber es war ja auch eine Aussage, es
wird genug gebaut in Deutschland – ich würde
sagen, die Frage ist: Wo und für wen? Ich lese
jeden Tag – und gestern waren wir noch bei einer
Veranstaltung –, dass immer kritisiert wird, es sei
sozusagen inzwischen völlig uninteressant, in
Deutschland eine Immobilie aufzustellen. Man
liest eigentlich etwas anderes. Wer kann was
bezahlen, ist ja die zentrale Frage. Mich würde
folgendes interessieren: Herr Dr. Rips sitzt ja
schon länger hier und hat sozusagen die Seite
der Vermieter gehört, ist noch relativ ruhig ge-
blieben. Eine Aussage war ja, der Mieter kann
sich eigentlich zurücklehnen, alles in Ordnung.
Mich würde mit der ersten Frage interessieren:
Sehen Sie das auch so? Und die zweite Frage,
was halten Sie eigentlich von der neuen Vor-
stellung der Kanzlerin, einen Mietpreisdeckel
einzuziehen, und was hat sie mit der Miet-
rechtsreform eigentlich verschenkt?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Rips!

Dr. Franz-Georg Rips (DMB e. V.): Herr Vor-
sitzender, meine Damen und Herren, vielen
Dank für die Frage, Herr Groß! Zur Lage auf dem
Wohnungsmarkt – ich glaube in vielen Bereichen
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gibt es ja nun eine Übereinstimmung auch zwi-
schen allen Sachverständigen, die hier sitzen,
dass wir nämlich extrem differenzierte Teilwoh-
nungsmärkte haben und dass sich da die Prob-
leme sehr unterschiedlich darstellen. Wir müs-
sen – und da will ja auch ausdrücklich vielen
Vorrednern hier recht geben – Strategien finden
für beide Märkte, sowohl für die entspannten
Wohnungsmärkte als auch für die angespann-
ten. Und wir dürfen uns nicht nur auf eine
Wohnungsmarktsituation konzentrieren. Aller-
dings habe ich auch sehr deutlich überwiegende
Probleme, die gewissermaßen am spürbarsten
sind – im Augenblick die angespannten Woh-
nungsmärkte in den Metropolen, das müssen wir
einfach auch zur Kenntnis nehmen. Und da
nützen mir – Herr Schick und Herr Dr. Warne-
cke – Durchschnittsmietenbetrachtungen bezo-
gen auf die letzten Jahre relativ wenig, sondern
ich muss den Jetzt-Zustand analysieren. Das gilt
auch für den Bericht der Bundesregierung – die
ist ja auch nicht in der Lage, in die Zukunft zu
gucken, sondern der ist in seinen Daten aus dem
Jahre 2010. Herr Mücke meint, er kann auch in
die Zukunft gucken, aber stellen wir das mal
etwas in Frage. Die Situation im Jahre 2013 stellt
sich in vielen Metropolen als extrem angespannt
dar, und das wird vor allem deutlich in der Wie-
dervermietungsmiete, das heißt wenn eine Be-
standswohnung wieder neu vermietet wird.

Ich würde – Herr Vorsitzender, wenn Sie ge-
statten – gerne auch zur Terminologie drei Sätze
sagen: Auch die Kanzlerin redet immer von
Neuvermietungsmiete. Es wäre vielleicht ganz
nützlich, wenn wir zwischen Erstvermietungs-,
Neuvermietungs- und Wiedervermietungsmiete
differenzieren und zumindest eine gemeinsame
Fachterminologie anwenden würden. Ich habe
vorgestern, Herr Groß, die Kanzlerin beim Ver-
brauchertag hier in Berlin auch persönlich ge-
hört. Ich sage ganz ehrlich, ich war überrascht,
ich kannte ja vorher ihre Äußerung schon zur
Wiedervermietungsmiete. Sie hat dies da noch
einmal deutlich bekräftigt und mit dem Unterton
versehen: Allein dass der Vorschlag von der
SPD komme, sei ja nicht schädlich, wenn er gut
sei. Das will ich nur so auch hier wiedergeben als
eine Position des DMB. Aber ich will auch sehr
deutlich sagen: Die Kappung der Wiederver-
mietungsmieten ist keine Rettung des Woh-
nungsmarktes in Deutschland, sondern das ist
eine Maßnahme, die eine Schmerztherapie
darstellt in einer konkreten Situation in ange-
spannten Wohnungsmärkten. Die muss auch
nicht dauerhaft sein, das will auch sehr deutlich
sagen. Aber jetzt und heute ist sie ein richtiger
und möglicher Weg, um den betroffenen Men-
schen zu helfen. Deshalb bin ich einerseits froh,
dass die Kanzlerin das auch aufgegriffen hat.

Ich sage andererseits aber auch: Wir haben
gerade eine Mietrechtsänderung gehabt, ein
Gesetz ist am 1. Mai in Kraft getreten, zu dem wir
uns – auch zur Wiedervermietungsmiete – im
Vorfeld sehr deutlich geäußert haben. Diese
Vorschläge sind nicht aufgegriffen worden,
sondern das Thema kommt jetzt doch in den
Wahlkampf hinein. Ich wünsche mir, dass je-
denfalls nach der Bundestagswahl eine kon-
struktive Lösung gefunden wird. Und ich will
nochmal sagen, es ist für mich eine schmerz-
therapeutische Maßnahme, die auch nicht dau-
erhaft sein muss, die aber im Augenblick dem
betroffenen Menschen wirklich helfen kann.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes der
Kollege Körber!

Abg. Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender! Wir haben jetzt einiges gehört
zu den Punkten, die der Bund beitragen soll und
kann. Wenn wir uns verschiedene Anträge aus
der Opposition anschauen, kommt hier ein
Überbietungswettbewerb in schwindelerregen-
den Höhen, was man an Fördergeldern ausge-
ben kann. Wir haben ja als Koalition sehr viel
mehr gemacht – Novelle Baugesetzbuch, Bau-
nutzungsverordnung, mehr Geld für energeti-
sche Sanierung –, als es vorher die SPD-Minister
im Bauressort jemals getan haben. Deshalb die
Frage an die Immobilienwirtschaft, an Herrn
Rasch und auch an Herrn Dr. Lieberknecht:
Vielleicht können Sie bitte nochmal ausführen,
was denn auch die Länder – denn zum Beispiel
die soziale Wohnraumförderung ist ja etwas, was
nach der Föderalismusreform Ländersache
geworden ist – was müssen die Länder dazu
beitragen? Wir müssen hier alle Partner, alle
Ebenen mit in ein Boot nehmen, genauso auch
die Kommunen als dritte Ebene, wo ich noch
sehr wenig gehört habe. Ich erlaube mir auch die
Anmerkung: In den großen Städten, den Metro-
polen, wo die größten Nöte sind, regiert fast
überwiegend die SPD. Vielleicht kann man da
nochmal ausführen: Was müssen denn die
Länder und Kommunen auch noch als Beitrag
leisten?

Vorsitzender: Vielen Dank! Wer mag beginnen?
Herr Dr. Lieberknecht!

Dr. Christian Lieberknecht (GdW e. V.): Ich
mache es kurz und verweise auf eine Studie, die
wir vor einigen Wochen gemeinsam mit dem
Mieterbund und dem BFW zusammen heraus-
gegeben und vorgestellt haben. Da geht es um
Strategien für bezahlbares Wohnen in Deutsch-
land, in der Stadt insbesondere. Und da ist ein
ganzer Maßnahmenkatalog aufgeführt und zu-
sammengefasst, der verschiedene Ebenen be-
trifft. Den Bund, die Länder und eben auch die
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Kommunen. Was an die Länder geht, ist natür-
lich die Frage, dass man, wenn man Wohn-
raumfördermittel bekommt, sie dann auch
zweckentsprechend einsetzt. Das ist in der
Vergangenheit in vielen Fällen nicht erfolgt. Es
gibt leuchtende Beispiele. Bayern hat es ge-
macht, Nordrhein-Westfalen, die damit sehr
vernünftig umgegangen sind, ich glaube auch
Schleswig-Holstein. Aber es gibt eben auch
Negativbeispiele, wo das nicht erfolgt ist. Wenn
die Kompensationsmittel von Seiten des Bundes
nach 2014 fortgeführt werden, was wir stark
erhoffen, muss das Geld natürlich auch von den
Ländern zweckentsprechend eingesetzt werden.
Das ist ein Punkt, der an die Länder geht.

Ein zweiter Punkt, der in der Studie auch noch
herausgearbeitet worden ist, ist schon ange-
klungen: Abschreibungssätze. Es geht hier gar
nicht um Subventionen. Es geht einfach darum,
dass man die lineare Abschreibung von im
Moment zwei Prozent an die Realitäten anpasst.
Und Realitäten liegen eben nicht mehr bei zwei
Prozent, die liegen bei vier Prozent, weil die
ganzen Verwertungszeiträume sich verkürzt
haben und man eben heut keine Immobilie mehr
für 50 Jahre baut. Allein die Technologie, die da
drin steckt, die energetischen Maßnahmen, das
schreibt sich alles viel schneller ab. Deshalb eher
eine Anpassung an die Realitäten.

Die Kommunen sind dort auch angesprochen in
dieser Studie. Es geht in erster Linie darum,
bestimmte Verfahren zu beschleunigen. Wenn
ich an ein Beispiel denke hier in Berlin, wo ein
Unternehmen schon seit über einem Jahr ver-
sucht, eine leer stehende Schule in Wohnraum
umzuwandeln und einfach das Genehmigungs-
verfahren nicht vorankommt, dann ist das nur ein
Beispiel dafür, dass es da Optimierungsmög-
lichkeiten gibt. Ich glaube das ist auch jedem
klar, dass es natürlich in so einem komplexen
System wie der Verwaltung einer Großstadt
immer mal wieder zu „Hängern“ kommt. Aber
trotzdem muss man daran arbeiten.

Der letzte Punkt, auch in Richtung Kommune, in
dieser Studie ist auch schon angesprochen
worden, dass wir natürlich gucken, dass wir
Grundstücke nicht nur nach Höchstpreisverfah-
ren, sondern eben nach Konzept vergeben. Und
das betrifft nicht nur die Kommunen, das betrifft
auch die BIMA, also die schon angesprochene
Anstalt des Bundes, um hier insgesamt mit
einem Maßnahmenpaket zu einem vernünftigen
Ausgleich zu kommen.

Vielleicht noch ein Satz, um auch den Aspekt des
Marktes und einen Blick über die Grenzen an-
zuführen. Wir haben in Deutschland einen
Wohnungsmarkt, der in Europa seinesgleichen

sucht, und der auch eine Strukturursache dafür
war, dass wir so gut durch die Finanz- und
Wirtschaftskrise gekommen sind. Das hängt
auch wieder zusammen mit der Diskussion über
die Mietpreisbremse. Wir haben Länder wie
Spanien, wie Großbritannien, wie auch Öster-
reich – wobei Österreich nicht in der Krise her-
vorgestochen ist, aber gerade Spanien hat heute
85 Prozent Eigentumsmarkt, einen sehr ge-
schrumpften Mietwohnungsmarkt. Das liegt nicht
zuletzt daran, dass über Jahrzehnte Mietpreise
gedeckelt und eingefroren worden sind und sich
natürlich dieser Mietwohnungsmarkt nicht mehr
halten konnte, also die Investoren im Mietwoh-
nungsbau. Und wir brauchen heute Mietwoh-
nungsbau, wir brauchen nicht Eigentumswoh-
nungen auf der grünen Wiese, sondern, wenn wir
die Probleme mit Neubau lösen wollen, müssen
wir das im Mietwohnungsmarkt in den großen
Städten tun. Es heißt, es gibt viele Beispiele aus
der Historie. Man muss sich in Europa nur ein
bisschen umgucken, um zu sehen, dass es
schon darauf ankommt, wie das Verhältnis ist
zwischen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit der
Unternehmen und sozialen Maßnahmen, auch
im Mietrecht. Es gibt ja momentan schon
Deckelungsmöglichkeiten. Wir finden, dass die
momentane Austarierung sinnvoll ist und beiden
Seiten hilft. Gleichzeitig sehen wir natürlich auch
und teilen die Analyse von der BAGFW, dass es
in vielen Gebieten auch Probleme gibt. Unsere
Unternehmen sind die Letzten, die das nicht
sehen würden. Wir sind damit jeden Tag kon-
frontiert. Das Programm Soziale Stadt ist ja
schon angesprochen worden. Gerade hier ist
dieses Programm unheimlich wichtig. Es muss in
dieser Höhe oder noch besser ausgestattet
fortgeführt werden, um gerade auch diesen
Segregationstendenzen zu begegnen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Rasch!

Walter Rasch (BFW e. V.): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender, meine Damen und Herren! Man
muss unterscheiden zwischen den beiden
Kompetenzbereichen Bund und Länder. Der
Bund ist zuständig für die allgemeinen Rah-
menbereiche, im Steuerrecht und im allgemei-
nen Recht. Die Zuständigkeit für die Wohnim-
mobilien haben die Länder. Der Bund zahlt noch
518 Mio. Euro. Und der Ansatz dieser 518 Mio.
Euro Kompensationsmittel in einem gemeinsa-
men Konzept mit den Ländern ist eine Chance,
mehr Mietwohnungsneubau zu realisieren. Der
Bund sollte die Mittel weiter fortführen, sollte
aber die Mittel klar binden an Mitfinanzierung der
Länder und klare Programme für die Woh-
nungsbauförderung im Bereich Mietwohnungs-
neubau. Und die Länder sollten sinnvollerweise
mit der Immobilienwirtschaft kooperieren, ein
Bündnis schließen mit der Immobilienwirtschaft,
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um eine Gemeinsamkeit zu entwickeln für die
Realisierung von Neubauvorhaben. Ich komme
immer gerne auf Hamburg zurück, weil es ein
vergleichbarer Stadtstaat ist. Der Versuch ist zu
machen, Grundstücke kostengünstig zu verge-
ben im Rahmen eines Projektes mit dem Ziel, die
Mieten zu reduzieren oder geringer zu halten,
dadurch, dass man den Grundstückspreis senkt,
dass man schnelle Verfahren erreicht, zügiges
Baurecht bekommt, die Umsetzung schnell er-
folgt und keine weitere Kostenbelastung erfolgt –
was die Länder natürlich gerne machen, ich habe
es schon gesagt vorhin, Grundsteuer und
Grunderwerbssteuer –, dass man kostentrei-
bende Maßnahmen ebenfalls anhält, das sage
ich auch dem Bund. Eine Verschärfung der
EnEV bringt mehr Kosten und bringt keine Ent-
lastung auf dem Mietwohnungsneubaumarkt.

Hier muss eine kreative Kooperation entstehen.
Und dann gibt es natürlich Probleme – wir haben
ja neulich ein Gespräch geführt über die Stimu-
lierung von Wohnungsneubau für Studenten. Da
gibt es zum Beispiel auch das Problem der
Umwidmung von Gewerbeflächen in Wohnflä-
chen. Was die Kommunen hier auch nicht leisten
an kreativer Kooperation, um kurzfristig vernünf-
tige Lösungen zu finden, weil ihnen sonst wieder
die Kosten weglaufen, ist natürlich schlimm. Da
muss man mehr tun, das kann man auch nur mit
individuellen Vereinbarungen machen, von Land
zu Land, von Kommune zu Kommune, und
schauen, wie man das geregelt bekommt. Nicht
mit Mustermodellen und staatlicher Anordnung,
sondern mit Kooperationsmodellen kann das
funktionieren, meine Damen und Herren. Wenn
wir heute eine Wohnung in Berlin bauen – jetzt
nehmen wir mal nicht den Prenzlauer Berg oder
die angespanntesten Regionen –, dann haben
Sie eine Miete von mindestens 8,50 Euro im
Neubau. Wenn Sie aber runterkommen wollen
auf 6 Euro, dann sind das 2,50 Euro, die Sie
subventionieren müssen, die Sie irgendwo her-
holen müssen. Die Kosten sind ja da. Wenn Sie
jetzt anfangen zu deckeln, wenn man bei einer
Neubauwohnung, die zum zweiten oder dritten
Mal vermietet wird, runtergehen müsste von 8,50
Euro auf 6 Euro Vergleichsmiete, dann ist das
Objekt ruiniert. Das kann nicht funktionieren.
Also bringt die Deckelung nichts. Sie müssten
ansonsten mit den Rahmenbedingungen den
Druck rausnehmen, dass Sie kostengünstiger
bauen.

Zwischenruf Abg. Sören Bartol (SPD): Das will
doch keiner!

Walter Rasch (BFW e. V.): Das hätte ich dann
ganz gerne schriftlich von Ihnen, dass Sie das
nicht wollen. Das werden wir sehen. Wenn Sie
das nicht wollen, ist das ja wunderbar. Wenn

keiner diese sogenannten verschärften Bremsen
einführen will, ist es ja wunderbar, dann können
wir es ja lassen. Ich habe hier Vorstellungen
entwickelt und sage, wie man es machen kann.
Wir kommen mit den Mietpreisen runter, wenn
wir so ein Kooperationsmodell machen würden
und die öffentliche Hand nicht ständig die Kosten
erhöht. Da müssen Sie auch mal anpacken und
müssen sich an die Nase fassen und sagen:
Mensch, das kann doch nicht angehen, dass die
Kommunen die Grundstückspreise nach oben
treiben bis zu Höchstpreisen, um sich zu refi-
nanzieren, und dann sagen, wir brauchen aber
niedrige Mieten. Das kann doch nicht funktio-
nieren. Ihr müsst doch mal hier Konsequenzen
daraus ziehen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Bluhm!

Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Ich möchte
zunächst eine Frage an Herrn Meyer auf der
Heyde stellen. Wir haben einen Antrag im Ver-
fahren, der sich mit der Wohnsituation von Stu-
dierenden beschäftigt. Das wurde bisher in der
Diskussion hier ja nur am Rande mal verbal
geäußert, aber wir haben dazu noch keinen
direkten Dialog in dieser Anhörung gehabt. In
unserem Konzept für die Studierenden gehen wir
davon aus, dass an den Universitäts- und
Hochschulstandorten die Wohnsituation erstens
dadurch verschärft wird, dass natürlich viele
junge Studentinnen und Studenten in diese
Städte hineinkommen, die dann auch Wohnraum
brauchen, und dass weder das Studentenwerk
noch die Kommunen ausreichend Wohnraum zur
Verfügung stellen. Wir haben in diesem Jahr die
besondere Situation, dass durch die Verände-
rung beim Abitur von 13 auf 12 Jahre zwei
Jahrgänge aus der Oberschule kommen, die
dann an die Hochschulen und Universitäten
streben. Wenn Sie von uns eingeladen wären, an
einem Wohnkonzept für Studierende mitzuar-
beiten: Welche wesentlichen Vorschläge würden
Sie einbringen? Das wäre meine erste Frage.
Und die zweite Frage, die ich habe, geht an
Herrn Rips vom Deutschen Mieterbund: Wie
bewerten Sie die gegenwärtigen Eigentümer-
strukturen? Sie haben vorhin deutlich gemacht,
wo die Probleme liegen. Sind die gegenwärtigen
Eigentümerstrukturen, die wir jetzt im Immobi-
lienmarkt in Deutschland haben, aus Ihrer Sicht
geeignet? Oder sehen Sie Ansätze, auch in
dieser Eigentümerstruktur bestimmte Korrektu-
ren vorzunehmen, die gegebenenfalls den öf-
fentlichen Wohnungsunternehmen oder auch
dem gemeinnützigen Sektor eine Chance geben,
entspannend auf den Wohnungsmarkt einzu-
wirken?

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollegin Bluhm!
Bitte sehr!
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Achim Meyer auf der Heyde (Deutsches Stu-
dentenwerk e. V.): Schönen Dank, Herr Vorsit-
zender, meine Damen und Herren Abgeordne-
ten, Frau Bluhm! Ich antworte gerne darauf,
würde aber gerne eines vorausschicken. Es ist ja
mehrfach der Hinweis gekommen auf die dop-
pelten Abiturjahrgänge. Damit ist man eigentlich
der Illusion verhaftet, dass es sich um ein tem-
poräres Problem handeln würde. Ich glaube,
dass das eine Illusion ist. Wir haben wesentlich
andere Parameter, die die studentische Woh-
nungsnachfrage inzwischen mitbestimmen, auch
quantitativ. Ich will ihnen einfach mal ein paar
Daten nennen. Wir hatten bei dem letzten
Höchststand 2003 etwas unter 2 Mio. Studie-
rende, wir haben jetzt 2,5 Mio. Studierende
bundesweit. Auf diesem Plateau wird man sich
auch über das Jahr 2020 hinaus bewegen. Das
ist ein ganz entscheidender Faktor, das hängt
damit zusammen, dass die Studierquote – ge-
fördert von Bund und Ländern – erheblich ge-
stiegen ist. Es gibt einen wesentlichen Anteil
internationaler Studierender, die hinzukommen.
Wir hatten 1997 noch rund 140.000 oder
150.000. Wir haben inzwischen 260.000 inter-
nationale Studierende. Und die Zielzahl, die die
Gemeinsame Wissenschaftskonferenz gerade
für 2020 definiert hat, sind 350.000 internationale
Studierende. Diese fragen in wesentlichem
Umfang natürlich günstigen Wohnraum nach,
weil sie nach unserer Sozialerhebung wesentlich
weniger monatliche Einnahmen zur Verfügung
haben. Das gilt auch für einen Teil der nationalen
Studierenden. Auch hier ist es so, dass ungefähr
40 bis 50 Prozent derjenigen, die zum Beispiel in
einem studentischen Wohnheim wohnen, dem
unteren Quartil der monatlichen Einkommens-
bezieher der Studierenden in Höhe des BAföG -
Satzes angehören, das sind 670 Euro. Und sie
sind damit natürlich nicht in der Lage, hohe
Mieten zu realisieren. Dies führt zu einer ent-
sprechenden Nachfrage nach preisgünstigen
Wohnraum, insbesondere in den Hochschul-
städten, die unterversorgt sind. Das gilt nicht
mehr nur für die klassischen Studieren-
den-Städte wie Heidelberg, Freiburg usw. und
natürlich auch die Ballungsregionen. Das gilt
inzwischen auch für Städte wie Jena oder
Greifswald. Jena zum Beispiel hat eine
Leerstandsquote von unter einem Prozent, laut
Aussage des Oberbürgermeisters. Damit ist klar,
dass es natürlich erhebliche Verdrängungsef-
fekte gibt.

Wenn man daher auf die Frage von Frau Bluhm
kommt – welches Wohnkonzept schlägt man vor
–, dann freut es mich, dass sowohl die Bundes-
regierung als auch die Opposition den Bedarf
inzwischen anerkannt haben. Die Bundesregie-
rung, der Bundesbauminister und die Bundes-
wissenschaftsministerin haben inzwischen

durchaus den Bedarf von 70.000 Wohnungen für
Studierende gesehen und daraus auch einen
zusätzlichen Bedarf von 25.000 Wohnheimplät-
zen abgeleitet. Das ist, glaube ich, der ent-
scheidende Hebel. Studierende suchen in der
Anfangsphase – die ersten zwei, drei, vier Se-
mester – preisgünstigen Wohnraum, unter an-
derem im Wohnheim. Rund 30 Prozent gehen in
das Wohnheim. Das heißt, wir brauchen zusätz-
lich zu den Plätzen, die wir bisher haben – rund
228.000 – weitere 25.000. So haben wir es be-
rechnet auf der Basis der steigenden Studie-
rendenzahlen bzw. des hohen Niveaus. Insofern
kann die Antwort nur sein, dass man neben dem
Ausbau der sozialen Wohnraumförderung, wo
die Länder ja durchaus Akzente setzen könnten,
parallel ein Bund- Länder-Programm auflegen
muss, so wie es auch die Oppositionsfraktionen
formuliert haben, das gemeinsam von Bund und
Ländern gefördert wird, so wie auch der Ausbau
der Hochschulkapazitäten. Hier hat es ja erheb-
liche Anstrengungen gegeben, und diese müs-
sen flankiert werden durch einen Hochschulso-
zialpakt, der dann eben auch dieses Konzept
beinhaltet, nach dem Sie gefragt haben.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Rips!

Dr. Franz-Georg Rips (DMB e.V.): Frau Bluhm,
Sie haben eine schwierige Frage gestellt, über
die wir – alle, die hier sitzen –, glaube ich, sehr
intensiv nachdenken. Tatsache ist, dass die alte
Gemeinnützigkeit jedenfalls nicht mehr ge-
wünscht wird und auch unterm Strich wahr-
scheinlich in dieser Form nicht erfolgreich war
oder heute nicht mehr erfolgreich wäre, um es
noch vorsichtiger auszudrücken. Tatsache ist,
dass die vielen Gespräche, die ich mit Woh-
nungsunternehmern geführt habe, auch zum
Ergebnis hatten, dass man nicht interessiert ist
an einer neuen Gemeinnützigkeit. Auf der an-
deren Seite gibt es aber auch aus politischer
Sicht die Notwendigkeit, Akteure zu finden, die
den bezahlbaren Wohnraum und den sozialen
Zusammenhalt in den Städten stärken. Da haben
sich natürlich die kommunalen Wohnungsun-
ternehmen, die Genossenschaften und ohne
Frage auch viele Stiftungen als Ansprechpartner
erwiesen. Diese Akteure zu stärken, würde
meines Erachtens dem Wohnungsmarkt insge-
samt hilfreich sein. Im Übrigen regen wir drin-
gend an – das haben wir auch in der schriftlichen
Stellungnahme getan –, das Thema einer neuen
Gemeinwirtschaftsorientierung nochmal grund-
sätzlich zu diskutieren. Das hat ja steuerrechtli-
che Aspekte, das hat mietrechtliche, ordnungs-
rechtliche und viele andere Aspekte. Ich glaube,
dass es der Mühe wert wäre, sich mit dem
Thema zu befassen. Wie das Ergebnis aussieht,
kann ich Ihnen heute auch nicht sagen, aber ich
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halte es für lohnenswert, das Thema aufzugrei-
fen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Wagner!

Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Lassen Sie mich, bevor ich noch
zwei Fragen an Herrn Rips und Frau Kort-Weiher
stelle, nochmal eine Bemerkung machen zu den
Äußerungen von Herrn Rasch. Das stimmt nicht
ganz, dass Kommunen einer Umwandlung von
Gewerbe oder Büroraum in Wohnen im Wege
stehen. Ich kenne mehrere Städte, wo das be-
reits im großen Stil geschieht, wo zum Beispiel
auch durch Wohnungsbaugesellschaften Ver-
waltungsgebäude aufgekauft werden und in
Wohnraum oder Studierenden-Wohnanlagen
umgewandelt werden oder ein ganzes Möbel-
haus in eine Seniorenwohnanlage. Ich kenne
mehrere Beispiele in verschiedenen Städten. Es
stimmt so nicht, dass die Kommunen da voll-
kommen „auf dem Schlauch“ stehen. Es ist auch
nicht richtig, dass nicht gebaut würde. Es wird
allerdings nur hochpreisig gebaut. Selbst für
Studierende werden Zimmer gebaut – im Mo-
ment bei uns in Darmstadt –, da fällt Ihnen nichts
mehr ein. Das hätten Sie und ich während des
Studiums nicht bezahlen können, was da auf-
gerufen wird an Preisen. Es geht um bezahlba-
ren Wohnraum. Gebaut wird durchaus auch hier
in Berlin, was das Zeug hält. Man kommt abends
von der Arbeit heim, da ist schon wieder höher
geworden, was da alles so entsteht im eigenen
Kiez. Das geht schon ganz schön zur Sache.

Gut, aber lassen Sie mich nochmal auf die Frage
der Anwendungsprobleme von § 5 Wirtschafts-
strafgesetz in Gebieten mit besonders ange-
spannten Wohnungsmärkten eingehen. Da gibt
es ja im Moment Initiativen im Bundesrat, die
darauf abziehen, den § 5 auch wohngebietsbe-
zogen oder quartiersbezogen anwenden zu
können. Der ist im Moment eher sperrig in der
Anwendung. Da würde ich gerne von Frau
Kort-Weiher wissen, was sie zu den Initiativen
meint, die im Bundesrat vorliegen, und ob diese
Initiativen geeignet sind, das Problem zu behe-
ben.

Und an Herrn Rips: Im Moment ist es ja so, dass
die ärmsten Leute in den am schlechtesten oder
überhaupt nicht sanierten Wohnhäusern woh-
nen. Das heißt, die sind geschlagen mit stei-
gender Miete plus abstrus hohen Nebenkosten.
Da ist übrigens die Wärme, also Öl oder Gas, viel
eher das Thema als der Strom. Bei diesen Leu-
ten kommen teilweise nach einem Winter wie
dem letzten, der jetzt Mitte Juni gerade zu ende
zu gehen scheint, teilweise Heizkostennachfor-
derungen, die atemberaubend sind. Da wissen
die überhaupt nicht mehr, wie sie das bezahlen

sollen. Ich hätte gerne mal gewusst, wie Sie
diese Dinge einschätzen, was das Thema
Wohngeld und „Kosten der Unterkunft“ (KdU)
angeht. Was kann man tun, um insbesondere
diesen Haushalten – die außer unter der hohen
Miete auch noch unter den wachsenden Ne-
benkosten ächzen – besonders effizient zu hel-
fen?

Vorsitzender: Vielen Dank, Kollegin Wagner!
Frau Kort-Weiher!

Gesine Kort-Weiher (Deutscher Städtetag): Die
Frage war, Frau Wagner, nach dem § 5 Wirt-
schaftsstrafgesetz. Wir unterstützen die Bundes-
ratsinitiative. Wir haben die Ministerpräsidenten
mit dem Hinweis auf unsere Position und For-
derung angeschrieben und das Positionspapier,
in dem das nochmal erläutert wird, auch beige-
fügt. Das ist ja eine Bundesratsinitiative Ham-
burgs, wir haben das in unserer Fachkommission
Wohnungswesen des Städtetages, wo auch
Hamburg vertreten ist, ausführlich diskutiert. Und
sind zu dem Ergebnis gekommen, dass
§ 5 Wirtschaftsstrafgesetz früher mal ein ge-
eignetes Instrument gegen Mietpreisüberhö-
hungen war, das inzwischen aber durch die
Rechtsprechung nicht mehr ist, weil subjektive
Elemente – Ausnutzen einer Mangellage – in den
Vordergrund gestellt werden. Das ist im Zweifel
sehr schwer nachzuweisen, deswegen zieht das
Instrument nicht mehr. Die Idee ist jetzt, mehr auf
objektive Kriterien – also einfach die Forderung
überhöhter Mieten, 20 Prozent oberhalb der
ortsüblichen Vergleichsmiete – zu setzen. Wir
meinen, das reicht im Grundsatz auch aus. Es
gibt natürlich auch Möglichkeiten nachzuweisen,
dass das nicht der Fall ist. Aber im Grundsatz
reicht es aus zu sagen: Das geschieht unter
Ausnutzung einer Mangellage. Denn letztlich
wird keiner, der bei Verstand ist, überhöhte
Mieten zahlen, wenn der Wohnungsmarkt nicht
angespannt ist.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Rips!

Dr. Franz-Georg Rips (DMB e.V.): Frau Wag-
ner, erste Aussage zum Wohngeld: Wir haben
natürlich bedauert – das muss ich noch einmal
hier sagen –, dass zum 1. Januar 2011 das
Wohngeldrecht von der Mehrheit hier im Hause
einfach mit einer Kürzung des Heizkostenzu-
schusses versehen worden ist. Das ist eindeutig
kontraproduktiv zu den enorm gestiegenen
Energiekosten des Wohnens gewesen. Ich
glaube, das ist auch allgemein die Meinung aller
Sachverständigen hier. Deshalb meine ich, dass
dieser Fehler korrigiert werden muss. Das allein
ist aber nicht ausreichend.
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Wir müssen uns nicht nur mit Heizkosten, son-
dern allgemein mit Energiekosten beschäftigen.
Und das im Wohngeldrecht auch unter dem
Gesichtspunkt, dass aufgrund der steigenden
Mieten – in vielen Gebieten, nicht in allen Ge-
bieten, da sind wir ja durchaus einer Meinung
hier am Tisch – auch bedürftige Haushalte höher
belastet worden sind mit Mieten, und dass sie
deshalb einer steigenden Unterstützung bedür-
fen. Ich spreche jedenfalls einer Anpassung des
Wohngeldes an sich verändernde Umstände auf
den Wohnungsmärkten nochmal das Wort, das
haben wir immer getan, wenn es hier zu Anhö-
rungen auch zum Wohngeld gekommen ist.
Gleiches gilt übrigens für die Kosten der Unter-
kunft. Ich fürchte, dass wir auf dem Weg zu
einem gespaltenen Wohnungsmarkt sind. Die
ärmeren Leute werden in bestimmten Quartie-
ren, in schlechten Wohnungen mit hohen Ener-
giekosten leben. Und die wohlhabenderen
Haushalte werden in den energetisch sanierten
Wohngebäuden unterkommen und können das
auch bezahlen. Dieser Entwicklung müssen wir,
auch unter dem Gesichtspunkt gesamtgesell-
schaftlicher Betrachtung, was Herr Steinke hier
zum Beispiel eben gesagt hat, sehr frühzeitig
entgegenwirken. Denn Entwicklungen auf den
Wohnungsmärkten haben nun mal einen langen
Atem – das lässt sich nicht leugnen – und müs-
sen deshalb rechtzeitig beobachtet und auch mit
gesteuert werden. Dazu ist es erforderlich, dass
wir uns Gedanken darüber machen, wie auch die
Bezieher von Hartz IV in geeigneter Form in
sanierten Wohnungen leben können und ob es
möglicherweise so etwas wie ein Energie-
wohngeld geben kann. Details kann ich Ihnen
nicht nennen. Aber diese Grundüberlegungen
müssen jetzt angestellt werden. Ich glaube, jetzt
könnten die Weichen noch richtig gestellt wer-
den.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Holmeier!
Wir haben noch 10 Minuten und ich weiß nicht,
ob wir noch eine ganze Runde schaffen. Je
kürzer sich alle in der letzten Runde fassen,
desto mehr kriegen wir noch dran.

Abg. Karl Holmeier (CDU/CSU): Eine ganz
kurze Frage in die Zukunft gerichtet, an Herrn Dr.
Lieberknecht und Herrn Dr. Warnecke: Was
halten Sie von den Vorschlägen unseres Bun-
desministers Dr. Ramsauer von Ende Februar
zum Thema „Konzept für mehr Wohnungsbau
und soziales Wohnen“? Was sagen Sie dazu?

Vorsitzender: Herr Dr. Warnecke!

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund e.V.):
Soweit die Vorschläge in die Richtung gehen,
den Wohnraum dort zu fördern, wo er tatsächlich
notwendig ist, ist das richtig und gut. Man kann

über die einzelnen Mittel sicherlich diskutieren.
Wir würden eine steuerliche Abschreibung von
Neubaumaßnahmen vorziehen gegenüber einer
Art Eigenheimzulage, die da im Vorschlag mit
drin war. Aber es ist wichtig, auch den Eigen-
heimwohnbau weiter zu fördern, das ist vom
Grundsatz her vollkommen richtig. Insofern
unterstützen wir diese Vorschläge.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Lieberk-
necht!

Dr. Christian Lieberknecht (GdW e.V.): Wir
sehen das ähnlich. Das entspricht zum großen
Teil unseren Forderungen, mit Ausnahme des
Punktes „Eigenheimzulage“. Da sehen wir im
Moment auch nicht die Notwendigkeit, sozusa-
gen eine Renaissance einzuleiten. Ich habe
vorhin schon gesagt: Mietwohnungsbau muss für
die nächsten Jahre im Fokus stehen. Eigen-
heimbau läuft eigentlich im Moment noch sehr
gut, da gibt es kein Defizit. Vielleicht erlauben Sie
mir noch einen Satz, weil ich das vorhin ver-
gessen habe und weil das wichtig ist zum Thema
„bezahlbares Wohnen“: Wir nehmen uns dieses
Themas natürlich an, gerade die kommunalen
Wohnungsunternehmen. Es gibt in vielen Städ-
ten, die gerade von diesen hohen Steigerungen
bei den Angebotsmieten betroffen sind, Verträ-
ge, Pakte, gemeinsame Aktionen, Vereinba-
rungen zwischen der Stadt und zwischen den
kommunalen Unternehmen, teilweise auch mit
anderen immobilienwirtschaftlichen Akteuren.
Das ist in Hamburg so, in Berlin, das ist aber
auch in Potsdam so, also in vermeintlich eher
kleineren Städten, die aber trotzdem auch einem
hohen Druck ausgesetzt sind. Und die kommu-
nalen Unternehmen nehmen sich in die Pflicht.
Sie werden natürlich auch ein bisschen in die
Pflicht genommen, weil sie erster Ansprech-
partner sind für die Kommunen, hier etwas bei-
zutragen. Es ist ein Maßnahmenpaket. Wir sind
gerade dabei, zusammen mit dem Städtetag,
auch mal so eine Sammlung aufzustellen. Das
heißt: Wer macht in welcher Stadt was? Gibt es
da Best-Practice-Beispiele? Kann man das
vielleicht auf andere Städte übertragen? Da geht
es um mittelbare Belegungen, da geht es auch
um bestimmte mietpreisdämpfende Maßnah-
men. Das ist aber immer nur einzelfallbezogen.
Das heißt nicht, dass wir jetzt insgesamt als
Verband diese flächendeckenden Vorschläge
gutheißen würden. Aber im Einzelfall in den
Gebieten, die schon erwähnt worden sind, ist es
mit Sicherheit erforderlich, und wir sind dabei,
dazu etwas beizutragen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächster Kollege
Groß!
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Abg. Michael Groß (SPD): Mein Frage richtet
sich an Frau Kort-Weiher. Es wurde schon
mehrfach mit dem Finger auf die Städte gezeigt,
indem gesagt wurde, die Grundsteuer wird er-
höht, und letztendlich auch auf die Länder, die
Grunderwerbsteuer steigt an, das seien die
Kostentreiber. Dem ist wahrscheinlich nicht so.
Aber vielleicht können Sie nochmal etwas im
Zusammenhang mit KdU und Wohngeld sagen:
Was ist eigentlich die Befürchtung der Städte zu
diesem Thema? Es wird ja wahrscheinlich auch
eine Verlagerung geben, aus dem Wohngeld in
die Kosten der Unterkunft. Dann sind die Städte
wieder höher beteiligt an der Bezahlbarkeit des
Wohnens.

Die zweite Frage, auch an Sie: Welche Korrek-
tive bräuchten Sie eigentlich vor Ort? Welche
Rolle könnten kommunale Wohnungsbauge-
sellschaften und Genossenschaften spielen?

Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Kort-Weiher!

Gesine Kort-Weiher (Deutscher Städtetag):
Zum Thema Wohngeld und KdU, vielleicht in
Richtung von Herrn Dr. Warnecke: Es ist in der
Tat so – das wurde ja schon gesagt –, eine
durchschnittlich sinkende Mietbelastungsquote
mag es geben. Das trifft aber nicht für die Groß-
städte zu und es trifft insbesondere nicht für die
einkommensschwachen Haushalte zu. Das
macht sich auch dergestalt bemerkbar, dass das
Wohngeld nicht mehr ausreicht, um diese bei
ihrer Wohnraumversorgung angemessen zu
unterstützen. Denn das Wohngeld ist seit
1. Januar 2009 unverändert. Die Mieten – da-
rüber unterhalten wir uns ja hier die ganze Zeit –
sind inzwischen aber deutlich gestiegen. Folge
ist zum Beispiel, dass in einigen unserer Städte –
das habe ich bei den Wohngeldstellen abgefragt
– inzwischen bis zu 50 Prozent gerade der
kleineren Haushalte mit ihren Mieten oberhalb
der Miethöchstbeträge im Wohngeldgesetz lie-
gen. Bei der Wohngeldberechnung wird dann
nicht die tatsächliche Miete, sondern nur ein
gedeckelter Betrag, nämlich eben jener Miet-
höchstbetrag zugrunde gelegt. Entsprechend
niedriger sind die Leistungen, und es reicht nicht
aus. Folge ist in der Tat: Die wandern ab, denn
wenn das Einkommen plus Wohngeld nicht
reicht, den Lebensunterhalt zu decken, wandern
die ab in die aufstockenden SGB II-Leistungen,
und die Unterkunftskosten werden von den
Kommunen getragen. Das ist also mit erhöhten
Belastungen für die kommunalen Haushalte
verbunden, weswegen wir es natürlich nicht für
ausreichend halten, wieder einen Heizkosten-
zuschuss einzuführen. Das ist ein guter erster
Ansatz, aber wir halten generell eine Anpassung
des Wohngeldes an die Einkommens- und
Mietentwicklung für notwendig.

Dann gab es noch die Frage nach Korrektiven.
Wie geht man damit um, wie sichert man be-
zahlbares Wohnen auch für einkommens-
schwache Haushalte? In der Tat wurde ja ver-
schiedentlich schon darauf hingewiesen: Ganz
wesentlich sind aus Sicht der Städte die kom-
munalen Wohnungsunternehmen, das sind
wichtige Partner. Die bauen eben preiswerten
Wohnraum, und nicht nur im höherpreisigen
Segment. Die nehmen Mittel im geförderten
Mietwohnungsbau in Anspruch und sind wichtige
Partner der Städte. Dabei kann man natürlich
nicht stehen bleiben, weil wir alle Segregation
vermeiden wollen. Wir würden auch die kom-
munalen Wohnungsunternehmen überfordern,
wenn man denen in Gänze die Versorgung der
einkommensschwachen Haushalte überlassen
würde. Wir brauchen also auch Partner bei den
übrigen Wohnungsunternehmen und Partner
natürlich auch bei den privaten Hauseigentü-
mern. Ich denke, viele Städte sind da auch gut
unterwegs, die sehen das und bilden – ähnlich
wie zum Beispiel Hamburg, aber auch andere
Städte – Bündnisse für Wohnen, um sich ge-
meinsam am großen Tisch zu unterhalten, was
man tun kann, um die Versorgung der Bevölke-
rung mit bezahlbarem Wohnraum zu sichern.

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollege Döring!

Abg. Patrick Döring (FDP): Ich habe nur eine
ganz kurze Frage an Herrn Warnecke und Herrn
Schick: Für den Fall, dass es zu einer dauer-
haften Besteuerung von Vermögen oder einer
Abgabe auf Vermögen kommen würde: Wer
würde Ihrer Meinung nach diese Belastung tra-
gen? Würde diese Belastung zu steigenden
Mieten und/oder zu sinkenden Investitionen
führen? Der Großteil der Wohnungen, für die
Herr Warnecke spricht, sind ja im Privatvermö-
gen.

Vorsitzender: Herr Warnecke, Herr Schick?

Jürgen Michael Schick (IVD e.V.): Eine Ver-
mögenssteuer, wenn Sie das meinen, würde mit
Sicherheit eine extreme Belastung für die
Wohnungswirtschaft darstellen und zu einer
ganz klassischen Substanzbesteuerung führen,
die für die gewerbliche Wohnungswirtschaft und
für die privaten Eigentümer wohl kaum möglich
wäre. Aus der Sicht des Immobilienverbandes
IVD ist jede Form einer Vermögenssteuer ver-
fassungswidrig. Sie verstößt gegen die Eigen-
tumsgarantie in Artikel 14. Stellen Sie sich vor:
Wenn Sie das als typisierte Ertragssteuer ma-
chen würden, dann wissen Sie auch, dass wir
heute keine positive, sondern eine negative
Realverzinsung haben. Im Übrigen würde es
auch gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz
verstoßen. Also das halte ich für den zweiten
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verheerenden Eingriff, den Sie für den Woh-
nungsmarkt in Deutschland planen könnten,
neben dem, was wir als Mietenregulierung ha-
ben. Davon kann man nur abraten. Denn an-
sonsten perpetuiert sich das, was Sie gerade als
Problem skizziert haben, nämlich die Woh-
nungsverknappung, einfach weil Sie die Sub-
stanzbesteuerung einführen und damit immobi-
lienwirtschaftlich die Dinge nicht mehr laufen.

Erlauben Sie mir noch den einen Satz. Ich stelle
fest, dass wir immer wieder über das Thema
„Neubau“ sprechen, und zwar für die Zielgrup-
pen, auf die sich das Augenmerk richtet, also
Geringverdiener. Ich bin mir ziemlich sicher,
dass jede Wohnung, die heute in Deutschland
gebaut wird, hilft. Erlauben Sie mir noch den
Hinweis: Das soziale Problem lösen wir nicht im
Neubau. Wir brauchen Neubau, aber wir brau-
chen Neubau zu bezahlbaren Bedingungen.
Jede Wohnung entlastet den Wohnungsmarkt
und damit profitiert nachher auch derjenige, der
möglicherweise nicht in der Lage ist, eine hohe
oder mittlere Miete zu bezahlen. Vielen Dank!

Vorsitzender: Herr Dr. Warnecke!

Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund e.V.):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender, sehr geehrter
Herr Döring! Der Immobilienbericht macht es
eindeutig: 87 Prozent des deutschen Anlage-
vermögens sind in Immobilien angelegt. Wenn
es also zu einer Immobilien- oder Vermögens-
besteuerung käme oder zu einer Vermögens-
abgabe, wären aufgrund dieser Zahl schlicht und
ergreifend die Immobilien massiv betroffen. Es
wird im Zweifel – gerade in den ländlichen Ge-
genden, wo keine Rendite mehr erwirtschaftet
werden kann – zu Notverkäufen von Immobilien
kommen müssen. Es kann nur vom Eigentümer
getragen werden. Die Vermögensabgabe kann
man ja nicht auf den Mieter umlegen, das wäre
eine weitere Belastung, die neben dem alters-
gerechten Umbau, der energetischen Moderni-
sierung und einer möglichen Mietpreisdeckelung
auch noch auf den Eigentümer zukäme. Es wäre
letztlich nicht mehr bezahlbar und würde die
Eigentümer vollständig überfordern. Ob das nun
verfassungsrechtlich zulässig ist oder nicht,
lasse ich mal an der Stelle dahingestellt sein.
Bestraft werden also diejenigen, die ihr Vermö-
gen nicht ins Ausland gebracht haben, sondern
hier eine Altersvorsorge geschaffen haben und
damit gleichzeitig breiten Teilen der deutschen
Bevölkerung Wohnraum zur Verfügung stellen.
Die also mit ihrer Altersvorsorge und ihrem
Vermögen sozial umgehen, indem sie Wohn-
raum auf dem deutschen Markt anbieten. Die
sind dann die Letzten, die nicht flüchten können,
die es nicht verstecken können, und die werden
dann auch noch durch eine Vermögensabgabe

bestraft. Das ist eigentlich genau der falsche
Weg. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Kollegin Bluhm!

Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Ich habe
auch nur noch eine kurze Frage an Herrn Dr.
Rips. Der Deutsche Städtetag, so haben wir das
vorhin auch schon mal besprochen, sieht die
Möglichkeit einer Grundumlage, um die ent-
sprechenden Modernisierungskostenumlagen
anders und neu zu gestalten. Sie sind ja der
Auffassung als Mieterbund, dass diese Position
grundsätzlich systemfremd ist und würden die
Modernisierungsumlage am liebsten völlig an-
ders regeln. Was halten Sie also von dem Modell
des Deutschen Städtetages?

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. Rips!

Dr. Franz-Georg Rips (DMB e.V.): Frau Bluhm,
meine Damen und Herren. In der Tat gibt es in
der Frage eine klare Position meines Verbandes.
Wir halten den § 559 BGB, der die einseitige
Umlagemöglichkeit von Modernisierungskosten
vorsieht, für systemfremd. Er entspricht nicht
dem System der ortsüblichen Vergleichsmiete.
Wir möchten deshalb energetisch modernisierte
Wohnungen auch in das Vergleichsmietensys-
tem einbinden, wissen aber sehr wohl, dass die
heutigen Mietspiegel, die ja Grundlage für die
Ermittlung der Vergleichsmiete sind, noch nicht
den energetischen Zustand von Wohngebäuden
widerspiegeln. Deshalb brauchen wir eine
Übergangsfrist. In dieser Übergangsfrist sollte
jedenfalls die Heizkostenersparnis den Mietern
angelastet werden können, keine Frage. Die
anderen Lasten sollten durch öffentliche Bezu-
schussung und durch Vermieterbeteiligung ge-
recht aufgeteilt werden. Das ist für mich eine
wesentliche Frage der Akzeptanz der Energie-
wende und der damit verbundenen Umbau- und
energetischen Sanierungsnotwendigkeiten in
den Gebäuden. Deshalb werde ich – Frau
Bluhm, ich bitte um Verständnis – auf alternative
Modelle nur ungern eingehen, da wir hier eine
klare Grundkonzeption haben, die auch gerade
wieder beim Mietertag mit großer Mehrheit be-
schlossen worden ist. Ich halte also relativ wenig
von diesen ganzen neuen Umgehungen – auf
fünf Prozent, wie die Linken vorschlagen, oder
neun Prozent, wie die SPD vorschlägt. Ich
glaube, dass wir grundsätzlich an den
§ 559 BGB, also die einseitige Umlagemöglich-
keit, ran müssen und hier Änderungen herbei-
führen müssen.

Vorsitzender: Vielen Dank! Zum Abschluss
Kollegin Herlitzius, kurz und knapp!
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Abg. Bettina Herlitzius (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Einen Satz nur. Alles, was ich hier
bisher zur Vermögensabgabe gehört habe, zeigt,
dass Sie in größter Unkenntnis sind. Unser
Modell sieht anders aus. Aber das ist jetzt nicht
das Thema. Eine Frage an Herrn Schick und Dr.
Rips: Wir haben uns bisher auf die Ballungs-
räume fokussiert. Meiner Meinung nach – und
das sagen auch Studien aus NRW – haben wir
auch einen Neubaubedarf im ländlichen Raum.
Die Wohnungen, die wir dort haben, entsprechen
nicht mehr dem Markt, bezüglich Barrierearmut,
Größe, Zuschnitt und so weiter. Diesen Neu-
baubedarf, wie sehen Sie da die Problematik?
Da haben wir ja nun ein noch stärkeres Miet-
problem, aber von der anderen Seite.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Schick!

Jürgen Michael Schick (IVD e.V.): Ich hätte
eher den Eindruck, dass wir da einen überalter-
ten Wohnungsbestand haben und in der Mo-
dernisierung des Bestandes arbeiten müssen.
Neubau mag möglicherweise in Einzelfällen ein
Thema sein, aber ich glaube, das ist in wenigen
Einzelfällen das Thema. Wir haben in weiten
Bereichen der Flächenländer wirtschaftlich
überalterte Bestände. Da müssen wir insbe-
sondere über eine wirtschaftliche Tragfähigkeit
der Modernisierung, also der Bestandsmoderni-
sierung sprechen. Ich sehe ja, wie teuer das ist,
eine Wohnung, wo der Mieter nach 20 oder 30
Jahren auszieht, auf den heute üblichen techni-
schen Standard zu bringen. In preiselastischen
Märkten funktioniert das sehr gut, in den struk-
turschwachen Regionen ist das deutlich weniger
der Fall. Ich glaube, darauf muss sich das Au-
genmerk konzentrieren.

Vorsitzender: Herr Dr. Rips!

Dr. Franz-Georg Rips (DMB e.V.): Frau Herlit-
zius, wir brauchen kommunale Wohnraumkon-

zepte, die einfach widerspiegeln, dass wir so
unterschiedliche Verhältnisse auf den Woh-
nungsteilmärken haben. Und bei solchen kom-
munalen Wohnraumkonzepten können sehr
unterschiedliche Überlegungen eine Rolle spie-
len, auch sehr unterschiedliche Ziele. Deshalb
plädiere ich nachdrücklich dafür – es sind ja auch
viele Vorgaben gegeben in den Förderpro-
grammen, dass entsprechende Konzepte ge-
wissermaßen verlangt werden –, dass die überall
aufgestellt werden und dass damit auch die
jeweils regionalen Probleme, die sich sehr un-
terschiedlich darstellen, zu lösen versucht wer-
den. Das ist – glaube ich – die richtige Antwort
auf dieses Problem.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. Rips! Vielen
Dank, an die Expertin, an die Experten, an die
Zuschauer! Wir machen jetzt ganz wenige Minu-
ten Pause, damit Sie den Saal verlassen können,
und setzen dann zügig fort mit unserer nicht
öffentlichen Sitzung. Vielen Dank!

Ende der Sitzung: 10.37 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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